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0. C. Candtags⸗ Verhandlungen. 


57. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten (26. Mai). 

Eröffnung 9% Uhr. Die Tribünen ſind mäßig beſetzt. Am Miniſter⸗ 
tiſch der Miniſterpräſident v. Bismarck, der Miniſter des Innern Graf zu 
Eulenburg, der Miniſter der landwirthſchaftl. Angelegenheiten v. Selchow 
mit ſechs Commiſſaren. 

Präſident Grabow verlieſt verſchiedene Urlaubsgeſuche; Abg. Koſch 
mahnt, ſie nur auf kurze Zeit zu bewilligen, damit die Lücken im Hauſe nicht 
zu groß werden. l 

Der erite Gegenſtand der Tagesordnung ift die Interpellation der 
Abgg. v. Bunſen und v. Overweg: „Ob wegen eines Handels⸗Vertra⸗ 
ges zwiſchen Preußen und dem Zollverein einerſeits und dem Königreiche 
Italien andererſeits verhandelt wird? Und wenn dies verneint wird: an wem 
Die Schuld liegen mag, daß eine für die Induſtrie und den Handel unſeres 
Vaterlandes jo wichtige Angelegenheit, noch immer nicht gefördert und zum 
Abſchluſſe gebracht wird?“. — Der Hr. Miniſterpräſident erklärt ſich 

ereit, ſofort die Interpellation zu beantworten, zu deren Motivirung das 
Wort erhält der * 

Abg. v. Bunſen: Auch ohne die politiſche Seite der Frage, welche nun 
einmal nicht ganz abzuſtreiſen fei, beſitze die handelspolitiſche Frage Wichtig ⸗ 
keit genng. Troß der hohen Alpenkette, trotz des weiten Seeweges habe die 
Zollbereinsinduſtrie ſich in Italten einen guten Boden verſchafft, und mit 
unendlicher Mühe auch dann noch erhalten, als Frankreich und andere Staa⸗ 
ten durch Handelsverträge ſich gerade für einige unſerer wichtigſten Export⸗ 
200 deute tödtende Vergünſtigungen verſchafft hatten. Unverdroſſen, und 
nach deutſcher Unſitte ſchweigend, bat der deutſche Induſtrielle abgewartet, 
ob und wie bald und in welcher Weiſe das Thor ſich wieder öffnen würde, 
das ſich ihm zu verſchließen begann. Erſt in den letzten Wochen beginnt die 
Unruhe laut zu werden; die mit den Induſtriediſtrikten in geſchäftlicher und 
lokaler Beziehung ſtehenden Abgeordneten werden mit Fragen beſtürmt. 
Kann man ihnen mit ernſthafter Miene antworten, daß Preußen nicht könne, 
weil die meiſten deutſchen Fürſten das Königreich Italien nicht auerkennen? 

Soll man dem iſerlohner Fabrikanten rathen, ſeine Reiſenden aus Italien 
urüdzurufen, weil Preußen zwar nicht ſelbſt durch ein Verfahren, wie frü⸗ 
zer Spanien gegenüber, ſein Land ſchädigen wolle, aber in Sachen der Legitimität 
doch unmöglich feinen Mitfürſten auf den Fuß treten könne? Die meiſt ſehr ge: 
bildeten ſächſiſchen Fabrikanten finden es unglaublich, daß ihr gekrönter Dante⸗ 
Ueberſetzer kein Verſtändniß für die Formel italieniſcher Macht und Größe 
an den Tage lege, welche Dante, lebte er noch, als die beſte begrüßen würde. 
Soll man ihnen ſagen: Behaltet Euer Fabrikat dieſſeits der Alpen, denn 
Auer König kennt den Bruder ſeines Schwiegerſohnes, ſeit er aufgehört hat, 
ne Piemont zu ſein, nicht mehr? Wunderbar ſtellt ſich die Frage 
dem baieriſchen Geſichtskreiſe dar. Denn obwohl, dem Gerüchte nach, Oeſter⸗ 
dad felbit einen modus vivendi mit Italien nach Abſchluß von deſſen Han⸗ 

Sberträgen verabredet hat, will der Baier lieber auf den Export feiner 
Deft verzichten, als durch einen auf feine Regierung zu übenden Druck 
— & kränken. Doctrinär und ebenfo ſeltſam ſcheint die Stimmung bei 
iin chwaben zu ſein. Wenn wir, die Starkbetheiligten, auch am meiſten 

en, ſo werden doch die dummen Freihändler daran erkennen, daß das 
ganze Handelsvertrags⸗Syſtem ihnen Märkte verſchließt, ſtatt ſie ihnen zu 

en und — zum Schusioll zurückkehren. M. H.! Ein großes Kulturnetz 
bat fi raſch uber ganz Wet. Curopa ausgedehnt. Preußen, obwohl nicht 
deſſen Begründer, bat mit anerkennenswerthem Gifer feine Stellung darin 
eingenommen, fo daß der handelspolitiſche Staatenbund, den man, als in 
den Vorbereitungen zu einem Zollverein begriffen, von der Nordspitze Nor⸗ 
wegens bis zur Süpſpitze Siciſiens bezeichnen kann, uns vertrauensvoll den 
ngel in ha gedrückt hat, um damit an die öſtlichen Türen zu 
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ges, obwohl mit einigem i erſtreben, anerkannt. n dem öſtlichen 
Thore, nach Rußland klopft Preußen, wie uns der Handelsminiſter geſagt 
hat, eben, und hoffentlich mit Erfolg. K 
Und nun follen wir uns innerhalb des ſchon eröffneten Gebietes ein 
ſchones Thor, das Alpenthor, ſchließen laſſen. Der Beſitz eines Handels⸗ 
pertrages mit Italien wird, von allem Andern abgeſehen, auch den Vortheil 
en, daß wir dann auf die Wahl des Eiſenbahn⸗Ueberganges über die 
en bon Italien nach Deutſchland einen entſcheidenden Einfluß üben kön⸗ 
nen. Wenn das kleine Piemont in den Jahren vor 1859 eine Subvention 
& fonds perdu von 20 Millionen Francs derjenigen Geſellſchaft bot, die den 
Lukmanier überſpannen werde, ſollte der große Zollderein nicht eine Luk⸗ 
manier⸗ oder Gotthardsbahn mit einer erheblichen Summe unterſtützen wol⸗ 
len, mit und ſelbſt ohne Zollvereinsparlament? Man fragt ſich, ob 
es Zwangsmittel gegen die italieniſche Regierung gebe, wenn Italien keine 
Luſt bezeige, die großen Vergünſtigungen an alle auch nicht handeltreibenden 
Unterthanen derjenigen Staaten abzugeben (Art. 1 der meiſten modernen 
Handelsverträge gewähre ſolche), die feine politiſche Griftenz leugnen, für die 
es noch immer ein geographiſcher Begriff iſt. Italien wird, als ziemlich 
Ei bei der Einfuhr nach dem Zollverein betheiligt (Baumwolle, Schwefel, 
olle, Rohſeide u. ſ. w.), durch fein eigenes Intereſſe gendthigt werden. 
Auch wird die dortige — Haan fo lange nicht mit dem außerbſterreichiſchen 
Deutſchland ſchmollen wollen, als Oeſterreich es verabiäumt, Vene⸗ 
tien auszutauſchen ider Frieden im Innern, geordnete Geld⸗ 
verhältniſſe und ei erte Verträge. Gegen renitente Vereins⸗Re⸗ 
gierungen haben wir jo gut wie jedes Zwangsmittel durch die Zollvereins⸗ 
betträge aus den Händen gegeben; nur, wenn die Bevölkerungen, die Lands 
tage von Sachſen, Baiern, Würtemberg ꝛc. aus ihrer Apathie ſich aufrütteln, 
kann dort ein Erfolg erwartet werden. Ich meine, Preußen ſollte den Grund⸗ 
ſatz aufftellen, ſelbſt, für ſich allein zu verhandeln. Dem fteht vor» 
nehmlich nur § 58 der uns eben zur verfaſſungsmäßigen An zu⸗ 
gehenden Zollvereinsverträge (Redner verlieſt den Artikel) entgegen; kann 
man aber dieſen jetzt, in der elften Stunde, um des Artikels wegen vereiteln? 
Redner will politiſche Sympathien in dieſe Frage nicht hineinmiſchen, kann 
aber die Ueberzeugung nicht verſchweigen, welche ſchon oft auf dieſer Tribüne 
Ausdruck gefunden hat, daß Deutſchland mit Italien, wie ſeit Jahrhunderten, 
—5 in Kunſt und Wiſſenſchaft, jo auch fürderhin in Handel und Wandel 
in allen höheren Fragen der staatlichen Exiſtenz Hand in Hand zu gehen 
entſckloſſen ſei. (Beifall, 
Interpelltten äs v. Bismarck: Die Regierung kann die erſte Frage der 
if 9 leider nicht direct bejahen. Es ſchweben keine Verhandlungen 
Kurflite an Zollverein und Italien, wohl aber ſchweben Verhandlungen 
Er lerei — Preußen und Italien andererſeits zwiſchen Preußen und 
a 0 "a oletungen, die die Herftellung eines Handelsbertrages mit 
J ien zum R. e Bede haben. Der Handelsminiſter hat neulich bei ſeiner 
ufzäblung dieſe Verhandlungen wohl nur deshalb übergangen, weil fie noch 
in dem 3 olitiſcher Vorfragen ſchweben. Die preußiſche Regierung 
bat dieſe Verhandlungen angeknäpft, um, fo viel an ihr liegt, dazu beizu⸗ 
— 755 daß der in der That üblen Lage der handelspolitiſchen Verhältmiſſe 
d chen Preußen und Italien ein Ende gemacht wird, und zu verhindern, 
aß fi bier die Verhaltniſſe nicht analog entwickeln, wie es ſegter in Be⸗ 
zug auf den deutſchen Handel mit Spanien aus ähnlichen Gründen der Fall 
5 ſen iſt. Die Hinderniſſe, die der Abſchluß eines Handelsvertrages mit 
lern in Deutſchland findet, find bekannt. Die Mehrzahl der Jolldereins⸗ 
re mad bat das Königreich Italien bisher nicht anerkannt, letzteres ift 
A 1 in der Lage, Verträge mit ihnen abzuſchließen. Es fragte ſich 
nun, ob dieſe Schwierigkeiten ſich umgehen ließen auf demſelben Wege, der 
Bei * ahren bei den Verhandlungen mit Belgien betreten wurde, in der 
lose af das Königreich Italien mit Preußen allein ein Ablommen 
ie I * auch für Diejenigen, die ih an einen Anſchluß nicht direct 
ethei + ie gewünſchten Vortheile zuſagt. Die Verhandlungen in dieſem 
Sinne haben conſtatirt, daß die Regierung des Königs Vickor Emanuel 
zwar gern und ſofort bereit iſt, einen Handelsvertrag mit dem Zollverein 
auf ber Baſis der am meiften begünftigten Nationen unter Gegenſeitigkeit 
abi cr daß fie aber glaubt, aus Ruckicht auf ihre Würde und die 
Politiſchen Intereſſen Italiens, Verhandlungen ihre W Jalta zu 
; ge zwiſchen dem Zollverein und Italien ans 
und weniger volle Formen . fr King als diejenigen, welche 
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waren; mit anderen Worten, ſie verlangt einen 5 Handelsver⸗ 
trag, im Namen des Zollvereins abgeſchloſſen, und die Vorbedingung dazu 
würde fein die Anerkennung des Königreichs Italien ſeitens ſämmtlicher 
Zollvereinsregierungen. : 

Wir haben von dieſer Sachlage unfere Zollverbündeten in Kenntniß ges 
ſetzt und verhandeln gegenwärtig mit ihnen. Von dieſen Verhandlungen 
wird es abhängen, ob und wie bald die italieniſch⸗deutſchen Handelsbezie⸗ 
hungen von den jetzt obwaltenden Nachtheilen befreit werden können. Preu⸗ 
ßen und Italien ihrerſeits würden jeden Tag bereit und in der Lage ſein, 
den gewünſchten Handelsvertrag abzuſchließen; dynaſtiſche Intereſſen hindern 
uns nicht daran, nur die Verfaſſung des Zollvereins ſteht uns im Wege. 


Der nächſte Gegenſtand der Tagesordnung iſt der Etat des Miniſte⸗⸗ 


riums des Innern pro 1865. Berichterſtatter iſt der Abg. Kloß. 


Zu den Einnahmen Tit. 2, Polizeiverwaltung 83,504 Thlr., bemerkt 


der Abg. Schmidt (Randow), daß dieſe Einnahmen durchaus ungerechtfer⸗ 
tigt erſcheinen. Dieſelben beſtänden aus Gebühren für Miniſterial⸗Paſſe, für 
Reiſepäſſe und Paßkarten. Schon der verftorbene Abg. v. Rönne habe eine 
Reform der Beſtimmungen für Fremden⸗Polizei und Paßweſen angeſtrebt, 
die Miniſter des —— Gr. Schwerin und v. Jagow hätten Geſetz Entwürfe 
vorgelegt, die indeſſen wegen einer Differenz zwiſcheu beiden Häufern nicht 
perfekt geworden ſeien. Einzelne Erleichterungen ſeien zwar eingetreten, im 
Großen und Ganzen aber ſtebe man der Frage noch ebenſo gegenüber, wie 
früher. Angeſichts neuer Handels verträge müſſe auf eine internationale Bes 
feitigung der Paͤſſe hingewirkt werden. Die Päſſe feien ein Uebel, aber kein 
nothwendiges. I 

Die Poſitionen der Einnahme werden genehmigt. Birk N 

Bei den Ausgaben (Tit. 1, Beſoldungen) kam in der Commiſſion zur 
Sprache, daß ſeit längerer Zeit zwei Rathsſtellen, und insbeſondere eine, 
auf dem Ausſterbe⸗Etat ſtehende, erledigt und noch nicht wieder beſetzt ſeien. Es 
ſei daraus zu entnehmen, daß ein Bedürfniß, die Stelle als etatsmäßig zu 
erhalten, nicht vorliege, und beantragt die Commiſſion deshalb: „2200 Thlr., 
als Gehalt eines vortragenden Rathes, zu ſtreichen“ 2 

Miniſter des Innern Graf zu Eulenburg: Ich bitte, dem Commiſſions⸗ 
Antrage nicht beizutreten. Die Einführung der repräsentativen Verfaſſung 
in Preußen bat naturgemäß eine außerordentliche Vermehrung der Geſchafte 
bei den Minifterien herbeigeführt. Beſchließende Verſammlungen wirken auf 
die Miniſterien controlirend und anregend ein, die Beziehungen zu dem Land⸗ 
tage haben zur Folge, daß die Miniſterien ſich jetzt mehr als ſonſt Mühe 
geben müſſen, gründlich und auch ſauber zu arbeiten, da dieſe Arbeiten jetzt 
auch in die Oeffentlichkeit dringen. Die vortragenden Räthe gehören nicht in 
die Kategorie derjenigen Beamten, welche zur Dispoſition geſtellt werden 
können, und man kann ſolchen Räthen nicht zumuthen, ihr bisheriges Des 
zernat bei einem Syſtemswechſel zu behalten. 36 bis 37,000 Nummern find 
jährlich zu controliren und dieſe Controle kann unmöglich durch einen Be⸗ 
amten ausgeführt werden. Ich war deshalb genötbigt, Se. Majeftät zu 
bitten, zu geſtatten, daß ein zweiter Beamter für die Controle angeſte 
werde, und das Miniſterium in zwei Abtheilungen zu theilen. Der Schluß, 
den die Commiſſion aus der Nichtbeſetzung der Stelle gezogen, iſt nicht zu⸗ 
treffend. Ich beſetze eine Stelle nur dann, wenn ich mich von der Zuver⸗ 
läſſigkeit und Brauchbarkeit eines Beamten überzeugt habe, und dieſe Ueber⸗ 
zeugung kann ich nur durch längere Beobachtung deſſelben erlangen. Die 
Beſetzung der Stelle wird in kurzer Zeit erfolgen, und das Haus wird billig 
genug fein, dieſe ſachlichen Gründe gelten zu laflen. 5 

Abg. Tweſten: Gerade weil die Rätde der Minifterien nicht zur Dis⸗ 
poſition geſtellt werden können, hat die Budget⸗Commiſſion die Streichung 
einer Stelle beantragt. Die eine Rathsſtelle iſt früher nur als eine probis 
ſoriſche b. willigt worden und ſtand in den Etats als „künftig wegfallend,“ 
Zur Neubeſetzung einer ſolchen Stelle bedarf es aber nicht blos der Geneh⸗ 
migung Sr. Maj des Königs, ſondern auch der des Abgeordnetenhauſes. Es 
verhält ſich mit ihr genau ſo wie mit einer neuen Stelle, wenn durch We 
fall des bisherigen Inhabers eine ſolche Stelle erledigt iſt. Ihr 1 210 1 
haben wir vollkommen freie Hand, einen Beſchluß zu faſſen. Nun will i 
vollkommen zugeben, daß die Arbeiten im Miniſterium nicht abgenommen 
haben, daß die Gründe, die Stelle zu beſetzen, ſachlich vorhanden ſind. 
Wenn ſie ober lange vacant war, ſo glaube ich mit voller Berechtigung dieſe 
Behauptung aufrecht halten zu können. Die eine Stelle iſt vacant, ſeitdem 
in Folge der bekannten Denunciation über politiſche Aeußerungen in einem 
Privatbriefe der Geh. Rath Jacobi aus dem Miniſterium des Innern ent⸗ 
fernt wurde (hört!) und dies iſt jetzt beinahe 1 Jahr her. Seitdem hat 
ſich der Herr Miniſter mit Hilfsarbeitern geholfen und kann es auch ferner 
für die hoffentlich nicht lange Zeit ſeiner Regierung. Er beachtet bei Be⸗ 
ſetzung der Stellen hauptſächlich die Zuverläſſigkeit der Beamten, d. b. doch 
wohl die Zuverläſſigkeit und das unerſchütterliche Beharren auf den Prinzi⸗ 
pien des Herrn Miniſters. Eben deshalb wünſchen wir die definitive Wie 
derbeſetzung einer jener Stellen nicht. - 1 

Früher war es im Miniſterium nicht Sitte, einen vortragenden Rath, der 
doch ein unabſetzbarer Beamter iſt, mit der Beauſſichtigung und Direction 
der Preſſe zu betrauen. Wenn nun der Herr Miniſter des Innern einen 
Rath vorzugsweiſe mit der Anfertigung oder Ueberweiſung von Artikeln im 
Sinne der Regierung für Provinzial⸗Correſpondenzen und Amtsblätter ber 
ſchaftigt, fo wird ein Nachfolger von anderen Grundſatzen einen ſolchen Rath 
nicht beſchäftigen können. Aus dieſen Gründen mochte ich von dem Grunds 
ſatz, daß die wirklich nothwendigen Arbeiten möglichſt durch etatsmäßige 
Beamte verſehen werden, abweichen und meine, daß wir alle Urſache haben, 
aus einem politiſchen Grunde die in Rede ſtehenden 2200 Thlr. abzuſetzen. 
Bei dem Antrage III., wo es ſich um neue etatsmäßige Stellen im Sub; 
alternfache beim Miniſter des Innern handelt, iſt dieſe politiſche Rückſicht 
nicht maßgebend, und ich empfehle daher, abweichend von dem Beſchluß der 
Budget⸗Commiſſion, die Bewilligung derſelben. \ 

Miniſter des Innern: Ich bin zufrieden, daß der Herr Vorredner die 
ſachliche Nothwendigkeit der Stellen anerkannt hat. Natärlich können bei 
Aufſtellung des Etats nur sachliche Gründe vorhanden fein. Was aber den 
perfönlichen Grund anbelangt, daß mir dieſe Stelle nicht bewilligt werden 
fol, womit der Wunſch meines baldigen Rücktritts verbunden ft, jo bemerke 
ich, daß je kürzere Zeit ich bleibe, deſto länger die Zeit fein wird, in der ſich 
mein Nachfolger in Verlegenheit befinden wird. 1 

Abg. v. Hoverbeck: Auch ich tbeile den Wunſch. daß das Miniſterium 
nicht lange mehr im Amte bleiben 2 Wenn wir aber dieſe Stelle jetzt 
reg beſetzen, ſo werden wir dieſelbe und ihren Inhaber für ſehr lange 

eit nicht los. 
8 Die Discuffion wird geſchloſſen und der Antrag der Commiſſion 
mit großer Majorität angenommen. Für die Bewilligung ſtimmen nur 
die Conſervativen und einige Katholiten. 5 

Antrag III. der Commiſſion lautet: „1200 Thlr. für eine neu zu grüns 
dende Stelle in der Expeditlon und 700 Tblt. für eine neu zu gründende 
Stelle in der Geheimen Kanzlei zu ſtreichen. 

Regierungs⸗Commiſſar Geh. Reg.⸗Rath Wulfsheim hebt hervor, daß 
die Commiſſion das Bedürſniß dieſer Stellen ſelbſt anerkannt, demohnerachtet 
aber die Streichung wegen des budgetloſen Zuſtandes beantragt habe. Dies 
fer Antrag ſtehe mit dem Grundſatze, daß Hilfsarbeiter fo wenig als möglich 
angeſtellt werden ſollen, im Widerſpruche, und die in Rede ſtehenden Beam⸗ 
ten ſeien bei dem Conflict gewiß nicht detheiligt. j 

Der Antrag der Commiſſion wird auch bier, obwohl ein Theil der Fort: 
ſchrittspartei (Waldeck, Tweſten u. A.) gegen denſelben ſtimmt, vom Haufe 
angenommen. 5 

Bei Tit. 5 — 7 (ſtatiſtiſches Bureau) bemerkt Abg. Schmidt 
(Randow): Wenn man die Statiſtit anderer Länder betrachtet, fo würde 
man auch bei uns andere Anforderungen an das ſtatiſtiſche Bureau ftellen 
können. Man babe auch Berſuche nach dieſer Richtung bin gemacht und 
namentlich eine Control⸗Commiſſion ernannt, die indeß den gehegten Erwar⸗ 
tungen nicht entſprochen habe. Die Commiſſion habe zu wenig Sitzun den 
gehalten, z. B. vom Frühjahr 1863 (vom ſtatiſtiſchen Congreß) bis Oktober 


5 Some Niſtengen würden ſich ſteigern, wenn man im Etat etwa eine 
Summa von 1000 Thlr., wie in Oeſterreich, zur Vertheilung an die Mit⸗ 
glieder ausſetzte, denn dann hätte der Vorſttzende die Pflicht, die Commiſſion 
monatlich wenigstens einmal zuſammenzuberufen. Unſer Miniſterium beſitze 
eine Abneigung gegen die Statiſtik, nur im Handelsminiſterium beſtehe eine 


die Verträge des Zollbereins mit Frankreſch und Oeſterceich maßgebend ſolche Abtheilung in Bezug auf die Eiſendahnen. In Frankreich habe jedes 
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ebition: Herr Nr. 20. übernehmen all 
Ele e eu Ya n welche Sonntag uns —— 


mal an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Sonnabend, den 27. Mai 1865. 


Miniſterium eine ſtatiſtiſche Abtheilung, aus dem franzdſiſchen Unterrichts⸗ 
Miniſterium ſei neuerdings eine ftatiftiihe Arbeit hervorgegangen, wie 
Preußen nichts ähnliches befige. Dieſe gute Einrichtung des Auslandes ver⸗ 
diene Nachahmung. Auch dei den ane BEN ſeien ſtatiſtiſche 
Abtheilungen nothwendig. Namentlich aber trete die Nothwendigkeit einer 
beſſeren Beſoldung der unteren Beamten des ſtatiſtiſchen Bureaus hervor, 
da man bei der jetzigen Beſoldung Leute, die der franzöſiſchen und engliſchen 
Sprache mächtig ſeien, nicht erhalten und das aus jenen Ländern 
kommende Material nicht gehörig verwerthen könne. Schließlich macht der 


Redner auf den Mangel und die Nothwendigkeit einer Karte, wie ſie den 


Bedürfniſſen entſpreche, aufmerkſam. l l 
Zu Tit. 8 u. 9 (meteorologiſches Inſtitut) bemerkt, Abg. Schmidt 
(Randow), daß dieſes Inſtitut im Auslande beſonderes Vertrauen beſitze, daß 
beiſpielsweiſe der Adminal Fiß⸗Roy, der Erfinder der Sturmſignale, in 
regelmäßigem Verkehr mit ihm geſtanden, daß aber die für dieſes Inſtitut 
ausgeſetzten Summen viel zu gering ſeien. Monate lang hätten an einzelnen 
Stationen die Beobachtungen unterbrochen werden müſſen, weil ſchadhaft ge⸗ 
wordene Inſtrumente aus Mangel an Fonds nicht ſofort hätten erſetzt werden 
können, fo hätten z. B. in der Stadt Salzwedel 6 Monate lang keine Beob⸗ 
achtungen angeſtellt werden können, weil kein paſſendes Inſtrument, kein 
Barometer vorhanden war. Deshalb müſſe dieſes Inſtitut in Zukunft beſſer 
ausgeſtattet werden, damit es das leiſten könne, was von ihm erwartet werde. 

ntrag V. der Commiſſton lautet: „Tit. 19. 35,000 Thlr. zu geheimen 
Ausgaben im Intereſſe der Polizei gänzlich zu ſtreichen.“ 

Abg. v. d. Heydt: Ich glaube auch heute die Ueberzeugung ausſprechen 
zu müſſen, daß keine Regierung ohne die geheimen Fonds verwalten kann, 
und wenn die Commiſſion der Anſicht iſt, daß eine verfaſſungstreue Regie⸗ 
rung auch ohne ſolchen Fonds verwalten könne, ſo ſteht dieſer Anſicht, die 
nur auf tbeoretiſchem Grunde beruht, die Praxis und Erfahrung überall ent⸗ 

egen. Deshalb ſcheint mir denn auch die Anſicht der Commiſſion nicht ent⸗ 
ſchevend. Dieſe Summe iſt keineswegs als ein Vertrauensvotum gefordert, 
ſondern weil ſie für die Verwaltung ganz unentbebrlich iſt. Iſt ſie aber un⸗ 
entbehrlich und will man ſie blos deshalb verweigern, weil die Krone von 
ihrem Rechte, die Miniſter zu ernennen, Gebrau , | 
nicht eine gewiſſenhafte Beobachtung der Verfaſſungsbeſtimmungen zu liegen, 
welche der Krone dieſes Recht gegeben haben. Vielſache Poſitionen ſind ab⸗ 
geſetzt, deren Nothwendigkeit nicht beſtritten iſt, blos weil ſie von dieſem Mi⸗ 
niſterium gefordert ſind. Man nennt ein ſolches Verfahren häufig einen 
Staatsſtreich von unten. (Heiterkeit.) Mir ſcheint dies Verfahren nicht eine 
verfaſſungstreue Beachtung der Verfaſſung zu ſein, und ich ſtimme deshalb 
für die Bewilligung. (Bravo! rechts.) 

Abg. Lasker: Ich glaube aus den vorhergehenden Erklärungen des 
Herrn Miniſters entnehmen zu können, daß er dem Lande jagen wird: Seht, 
das Haus ſetzt Stellen ab, die es ſelbſt für nothwendig erachtet. Solche An⸗ 
ſpielungen werden ins Land geſchleudert, und ich wollte deshalb nur bemer⸗ 
ken, daß der Abg. Tweſten ausdrücklich die Nothwendigkeit der Stelle nicht 
anerkennt, ſondern geſagt hat, es exiſtirt noch ein Rath im Miniſterium, der 
mit der Abfaſſung ſchlechter Preßerzeugniſſe beſchäftigt und beſſer für dieſe 
Stelle verwendet wird. Ich bemerke dies nur, um etwaige ſpätere Kundge⸗ 
bungen ins richtige Licht zu ſetzen. 

räſ. Grabow: Der Abgeordnete hat zu einem früheren Antrage der 
Commiſſion, nicht aber zu dem vorliegenden geſprochen. l 

Abg. v. Hennig: Der Abg. Lasker hat wohl nur auf die Inſinuation 
geantwortet, welche der Abg. v. d. Heydt dem Hauſe untergeſchoben hat. — 
Die Erfahrung bat gelehrt, daß dieſe geheimen Fonds ſtets zu den ſchlech⸗ 
teſten Zwecken verwendet werden, und der Abg. v. d. Heydt follte wiſſen, 
daß dem letzten Miniſterium, dem er angebört bat — und er hat mehreren 
angehört (Heiterkeit) — ein beſonderes Unglück mit dieſen Fonds paſſiet iſt. 
Ich erinnere an die traurige Geſchichte in Poſen, an die 
dem preußiſchen Staate zur Schande gereicht, an die Thatſache mit dem 
Polizei⸗Präſidenten v. Bärenfprung, wo die Polizei Pamphlete anfertigen 
ließ, die ein unglücklicher Menſch verbreiten mußte, und dafür zu drei Jah⸗ 
ren Zuchthaus verurtheilt wurde und ſich, wie ich glaube, noch jetzt im 
Zuchthauſe befindet; ich erinnere ferner an das traurige Ereigniß mit dem 
Polonprozeß. Dazu werden dieſe Gelder verwendet, zu Spionagen, welche 
Hunderte von Leuten auf anderthalb Jahre in's Gefängniß führen, und wo 
der Staatsanwalt nachher nicht im Stande iſt, gegen die Hälfte dieſer Ges 
fangenen die Anklage aufrecht zu erhalten. ae werden damit 
beſoldet, Subjekte, welche, wenn ſie nichts Wahres berichten können, zu Lügen 
ihre Zuflucht nehmen. Ich erinnere an den Communiſtenprozeß in Köln, wo 
der Poliziſt Stieber fungirte, an den Ladendorff chen Prozeß und den Poli⸗ 
ziſten Hentze, an Pierſig ze. Zu ſolchen Zwecken wollen wir die Gelder nicht 
bewilligen, und deshalb ſtimme ich für den Commiſſionsantrag. 

Abg. v. d. Heydt: Ich habe niemals über dieſe Fonds zu disponiren 
gehabt, alſo auch keine Kenntniß von ihrer Verwendung. Vorredner hat 
übrigens mit ſeinen Bemerkungen nichts bewieſen. 

Miniſter des Innern: Ich kann nur hinzufügen, daß der Abgeord⸗ 
nete v. Hennig keine e von der Verwendung dieſer Fonds hat. Er iſt 
alſo ebenſowenig berechtigt zu ſagen: die Gelder find zu dem und dem Zwec 
verwendet, als zu ſagen; fie. find zu ſchlechten Zwecken verwendet. Der Ab⸗ 
geordnete weiß nichts davon. . 

Abg. v. Hennig: Es iſt ganz natürlich, daß ich von der Verwendung 
dieſer Gelder nichts weiß; es find eben geheime Fonds (Heiterkeit!). Man 
erkennt eben die Verwendung an ihren Früchten, wir haben fie im Polen 
prozeſſe kennen gelernt. Will der Herr Miniſter den Polenprozeß aus un⸗ 
ſerer Geſchichte ſtreichen? ich thäte es gern. } 

Abg. v. Mitſchke⸗Collande: Früber find die geheimen Fonds einmal 
geſtrichen, auch der Abg. v. Hennig hat für dieſelben geſtimmt. Gerade eine 
conſtitutionelle Regierung gebraucht ſie, um auf die auswärtige Preſſe zu 
wirken und um die Schritte der revolutionären Partei in England zu kennen. 
Die geheimen Fonds müſſen bewilligt werden, damit das Budget zu Stande 
komme, damit das Haus das Urtbeil von ſich abwende, als wenn die Mas 
Be abſichtlich fein Zuſtandekommen verbindere. Nicht in unferem Intereſſe, 
— . ir n Intereſſe (zur Linken) ſage ich, bewilligen Sie dieſe 

umme (Heiterkeit), 

Abg. Frhr. v. Hoverbeck: M. H. Wir find dem Herrn Vorredner 
eigentlich großen Dank ſchuldig. Nun wiſſen wir doch, was dazu gehört, um 
ein Budgetgeſetz zu Stande zu bringen. Wir brauchen bloß die Koſten der 
Reorganiſation aufzunehmen und hinterher noch die Kleinigkeit der geheimen 
Fonds. Der Hr. Vorredner mag dies wünſchen; ob das Land aber es 
wünſcht, das iſt eine andere Frage. Der Abg. v. d. Heydt, der früher Minis 
ſter geweſen ift, erklärt, daß keine Regierung obne die geheimen Fonds bes 
ſtehen könne. Herr v. Hennig behauptet das Gegentheil; freilich iſt er nicht 
Miniſter geweſen, aber da Herr v. d. Heydt ſagt, daß auch er von der Wers 
wendung der gebeimen Fonds nicht weiß, ſo weiß er alſo genau ſoviel, wie 
Hr. v. Hennig (Heiterkeit). a 
Abg. Dr. Waldeck: Ich febe in der Bewilligung von geheimen Fonds 


kein Vertrauens-, ſondern ein Mißtrauens⸗Votum, denn es könnte ſcheinen, 


als ob das Ministerium, dem man ſolche Fonds bewilligt, fo binfallig iſt, 
daß es ſich ihrer bedienen müſſe, um ſich aufrecht zu erhalten. Mit den 
beimen 2 kann man ſich nicht auf ein conftitutionelles Syſtem, ſondern 
nur auf einen in Frankreich erfundenen Mißbrauch berufen. Danken wir 
Gott, daß wir ſolche Dinge nicht nachzuahmen brauchen; ſie baben gar leinen 
Sinv. Das Vertrauen, das durch die 35,000 Thlr. bewieſen werden foll, 
beſchraänkt ſich ja auch nur auf den Miniſter des Innern. Die übrigen Mi⸗ 
niſter wiſſen nichts von den geheimen Fonds. babe in meiner Unſchuld 
geglaubt (Heiterkeit), daß über dieſe Fonds doch wenigſtens im Miniſterrath 
beſchloſſen wird; wenn dieſelben aber nicht einmal das Licht des Miniſter⸗ 
raths ertragen können, dann muß ich doch ſagen, fie taugen in Grund und 
Boden nichts und müſſen eins für allemal re ze cs 0 
Abg. v. Hennig: M. f.! Der Abg. v. Mitſchke hat unter Denjenigen, 
welche Fi 18 e eines Theils der früher geforderten 80000 
Thlr. ausgeſprochen haben, auch meinen Namen genannt. Ich hade allers 
dings damals dafür geſprochen, daß man nicht r 40,000 Thlr. 
bewilligen folle, wenn er aber meine Rede nachleſen 
daß ich auch damals geſagt habe, ſolche geheimen Fonds könnten nur um 
Unbeil führen und daß ich, wenn ich überhaupt Ausſicht hätte, mit ſolchem 
Antra deer . au ale Streichung des Fonds antragen würde. 
Alſo hat der Herr Abg. b. Mitſchſe meine Worte ganz falſch citirt, Er freis 


macht, ſo ſcheint mir darin 


Geſchichte, welche 


8 


» jo wird er finden, 


v 4 er 
ER rer 8 Par = PER Mr 


7 1 3 4 * . 
rr 


4 ef 


2 


8 
— 


a ee 


ir 
* 


ET 


* 


* 


* 
1 


— En 
5 k 2 r * 


\ 


. theilt.” 


käme und den erſten preußiſchen eg 127 ng 4 en 


nder richtigen Einſicht des Mannes gezweifelt, der dergleichen An: 
etungsgelüſte hatte. (Heiterkeit. ) h 
M. H.! Ich muß nun noch einmal auf den Prozeß gegen Majewski 
zurüdkommen, damit mir nicht das begegne, was kürzlich einem andern Colle⸗ 
gen von mir begegnet iſt, daß man einen kleinen Umſtand berichtigt und die 
Hauptſache umgeht, und dadurch die Sache ſo darzuſtellen ſucht, als ob etwas 
Falſches gejagt worden wäre. (Sehr richtig.) Ich will daher aus den Alten 
des Polenprozeſſes Ihnen eine kurze Stelle verleſen, wie die Sache mit dem 
Majewski ſich verhalten hat. Der Rechtsanwalt Elden ſagte damals vor dem 
Gerichtshoſe: „Der Gerichtshof hat bei Majewski mildernde Umſtände aus⸗ 
1 und warum? Weil Majewski leugnete, die Proklamation, die man 
Poſen ergriffen, verbreitet zu haben. Denn een war die Prokla⸗ 
mation, aber wer hatte fie in's Land geſchleudert? Die Polizeibebörde! das 
verſchwieg man dem Gerichtshof. Die Thatſache war ihm nicht bekannt und 
er konnte es auch nicht wiſſen, da die Möglichkeit nicht gedacht werden konnte, 
daß die Polizeibehörde in der Weiſe verfahren hatte, wie es in Wirklichkeit 


ſeitens derſelben geſchehen war. Da ſah der Gerichtshof in der Renitenz des 


Mannes ein frivoles Leugnen, ſchloß mildernde Umſtände aus, und der 
Mann, der im ſchlimmſten Falle mit einer leichten Gefängnißſtrafe fortge⸗ 
kommen wäre, wurde zur entebrenden Zuchthausſtrafe von 2 Jahren verur⸗ 
Das, m. H., iſt die Thatſache, das find die Folgen des geheimen 
Fonds. Nun ſtimmen Sie dafür. (Sebr gut!) 

Abg. v. d. Heydt: M. H.! Ich Endpfte meine Behauptungen an die 
Thatſache, daß in jeder conftitutionellen Kammer die geheimen Fonds un⸗ 
weigerlich bewilligt werden; man macht wohl Absetzungen, aber man verwei⸗ 
gert ſie nicht gänzlich. Der Kammer kann ibre Verwendung natütlich nicht 
18 770 werden, ſonſt ginge ihr Charakter verloren. 

Abg. Frhr. v. Hoberbed: Nie wird in einem conſtitutionellen Lande 
eine Kammer einem Miniſterium, das nicht das Vertrauen der Majorität 
beſitzt, ſolche Fonds bewilligen, fo oft fie auch ſonſt bewilligt werden mögen. 

„Referent Abg. Klotz: M. H.! Ich ſtelle der Autorität des Abg. für 
Biegenrüd, der Miniſter geweſen ift, die Autorität eines anderen früberen 
Miniſters, der leider heut nicht anweſend iſt, gegenüber; derſelbe erklärte, 
daß die Verweigerung der geheimen Fonds die 1 allerdings erſchwe⸗ 
ren lönne, daß aber der Staat deshalb noch nicht zu Grunde zu gehen 
brauche. M. H.] Das conſtitutionelle Staatsweſen beruht weſentlich dar⸗ 
auf, daß das Ministerium ſich im Vertrauen der Majorität der Landesver⸗ 
tretung befindet. Die Geſetzgebung iſt neiheilt zwiſchen den drei Factoren; 
die ee aber liegt einzig in den Händen der Regierung, weil man bon 
dem Grundſatze ausgeht, daß nur ein Minifterium im Beſitz derſelben fein 
könne, welches auch das Vertrauen der Landesvertretung beſitzt. Wenn in 
conſtitutionellen Ländern geheime Fonds bewilligt werden, ſo geſchieht es, 
weil man conſtitutionelle Miniſter hat. M. H. Ich empfehle Ihnen den 
Antrag der Commiſſion. 

„Es erfolgt nunmehr die Abſtimmung, bei welcher der Antrag der Com⸗ 
miſſion mit ſehr großer Majorität angenommen wird. Dagegen nur die 
Conſervativen und einzelne Mitglieder der katholiſchen Fraction. f 

Zu den Titeln 20—25 „Landgendarmerie“ hat die Commiſſion fol 
genden Antrag geſtellt: „das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: Bei 
Tit. 20 des Gehalts des Brigadiers der 2. Brigade mit 2300 Thlr. das 
Gehalt des Brigadiers der 1., 6. und 8. Brigade vom 1. Juni d. J. ab 
mit reſp. 1458 Thlr., 1342 Thlr. und 1458 Thlr. zu ſtreichen, und den 
Ueberreſt der Beſoldung der Brigadiers mit 12,142 Thlr. als künftig weg⸗ 
fallend zu bezeichnen.“ ” 

Abg. Dr. Gneiſt hat das Amendement geſtellt: das Haus der Abge⸗ 
ordneten wolle beſchließen, eine Reorganiſation der Gensdarmerie beſonders 
unter Wegfall der überflüffigen Brigadiers im Wege der Geſeßgebung 
herbeizuführen. 

Zur Begründung dieſes Amendements bemerkt der Abg. Dr. Gneiſt: 
Das Haus hat den Wegfall dieſer Brigadiers ſchon im Jahr 1860 gewünſcht, 
im Etat von 1861 dieſe Stellen als künftig wegfallend bezeichnet und im 
Jahre 1862 eine Stelle im Budget geſtrichen. Dieſes Budget von 1862 iſt 
aber nicht perfect geworden, dagegen beſteht das Gensdarmerie⸗Edikt vom 
20, Dezbr. 1820 in Geſetzeskraft, wie es auch durch die Geſetzſammlung publi⸗ 
cirt worden iſt. Man kann durch das Budgetrecht nicht beftehenre Geſetze 
antaſten; ſonſt könnte man auch die Oberpräſtdentenſtellen im erſten Jabre 
als künftig wegfallend bezeichnen und im zweiten ſtreichen, dies Syſtem 
weiter ausdebnen und ſchließlich den ganzen Verwaltungsorganismus aus 
den Fugen bringen. Ein ſolches Budgetrecht hat nie eriftirt und kann nicht 
erifliren, da es ein unlösbarer und unheilbarer Widerſpruchmit den ber 
ſtehenden Geſetzen fein würde. 

Abg. v. Seydlitz ſtellt den Antrag, dem Amendement Gneiſt noch bins 
zuzufügen: „und bis zum Grlaß eines neuen Geſetzes die erledigten Briga⸗ 
diersſtellen nicht mehr zu beſetzen“. 

Abg. Dr. Techow: Es bandelt ſich bier um die Conſequenz eines Be⸗ 
ſchluſſes, den das Haus früher gefaßt bat. In der Commiſſion hat der 
Commiſſar der Regierung bemerkt, daß bereits eine Ordre zur Genehmi⸗ 
Wan vorliege, durch welche die ganze Organiſation geändert werden ſolle. 

enn das Haus und die Regierung darin einig ſind, daß eine neue Orga⸗ 
niſation geſchaffen wereen ſoll, ſo darf man deren Zuſtandekommen nicht 
dadurch erſchweren, daß man für die alte Einrichtung immer von neuem 
Geld bewilligt. Von dieſem Geſichtspunkte aus empfehle ich den Antrag 
der Commiſſion, neben welchem der des Abgeordneten für Mansfeld recht 
gut beſtehen kann. } 

Es erhebt ſich eine längere Debatte, in welcher der Reg.⸗Commiſſar, Ritt 
meiſter v. Buddenbrock wiederholt zu Gunſten der Brigadiers das Wort 
ergreift, die Abg. v. d. Heydt, v. Blanckenburg und Stavenhagen 
ſich mit den Ausführungen des Abg. Dr. Gneiſt über das Budgetrecht cin» 
verſtanden erklären und die Abg. v. Hoverbeck, v. Kirchmann, Dr, Tech ow 
und Waldeck dieſe Ausführungen energiſch bekämpfen. Bei der Abſtim⸗ 
mung wird zunächſt der Zuſatzantrag des Abg. v. Seydlitz angeno ms 
men, dann aber mit dem Amendement Gneiſt zuſammen verworfen. 
Die Anträge der Deputation werden ſchließlich angenommen. 

Bei dem Titel „Straf, Beſſerungs⸗ und Gefangen⸗Anſtalten“ 
beantragt die Commiſſion zu beſchließen: „die Vollſtreckung der Zuchthaus⸗ 
ſtrafe in der Form der Einzelbaft iſt nur dann gerechtfertigt, wenn ſie 
burch ein Geſetz geregelt wird.“ Referent Abg. Klotz rechtfertigt dieſen Ans 


trag und weiſt auf frühere, unbeachtet gebliebene Beſchlüſſe in dieſer Sache 
a 2 Reg.⸗Commiſſar Geh. Rath Gerhard: In früheren Erklärungen dies 


es Hauſes iſt die Einzelhaft immer als eine beſonders harte Qual für die 
Gefangenen angeſeben worden, die gewoͤhalich Wahnſinn oder Selbſtmord 
ur Folge habe. Aber alle derartigen Bedenken haben ſich faktiſch als ein 
Frei um erwieſen. Die Regierung iſt durch alle weiteren Erfahrungen in 
der Ueberzeugung beſtärkt worden, daß dieſe Strafart eine leichtere und mil: 


dere ſei und dieſer Anſicht ſind die Gefangenen ſelbſt. 


In der Strafanſtalt zu Köln befinden ſich circa 170 Sträflinge in Ein⸗ 
lhaft. Dieſen wird, um durch ein unbefangenes Urtheil von ihnen ſelbſt 
ihre Meinung über die Einzelhaft zu erfahren, ein Fragebogen vorgelegt, den 


ſie auszufüllen und mit Mundlack zu verſchließen haben, und welcher erſt 


nach ihrem Abgange von der Anſtalt eröffnet wird. In den Jahren 1862 
und 1863 haben von 71 Entlaſſenen ſich nur 3 gegen die Einzelhaft erklärt, 
65 aber ſich mit Dankesworten zu Gunſten derſelben ausgeſprochen. Die 


Staatsregierung kann ſich nach alledem nicht von der Ueberzeugung trennen, 


daß die Einzelhaft nur eine und zwar wohlthätige Modalität in der Voll⸗ 
ſtreckung der gejeglihen Zuchthausſtrafe ſei. 

Abg. John K n Moabit find 520 Zellen, von denen durch⸗ 
ſchnittlich 484 belegt find, Wenn die Regierung zugiebt, daß es der geſetz⸗ 
lichen Regelung ſür die Einzelhaft bedarf, ſo folgt daraus, daß ſämmtliche 


Strafgefangenen in Moabit ſeit 1857 nicht die Strafe verbüßt haben, die 


egen fie erkannt worden iſt, ſondern eine, die in keinem preußiſchen Geſez⸗ 
che ſteht, daß ihnen nichts anderes wiederfährt, als eine wioergeſetzliche 


Einſperrung. Gemeinſchaftliche Haft, wie fie $ 11 des Strafgeſetzbuches ges 


ſtattet, und die Iſolirhaft nach dem pennſylvaniſchen Syſtem ſind zwei ganz 
verſchiedene Strafarten. Wer das beſtreitet, dem fehlt jede Befugniß, in der 


Gefängniß⸗Wiſſenſchaft mitzureden. Ebenſo wie die Einzelhaft als eine Form 


der Zuchthausſtrafe, könnte man auch die Deportation rechtfertigen. Die 
Aus agen der Gefangenen find nicht maßgebend, und wenn fie die Iſolirhaft 
auch als eine Erleichterung betrachteten, durfte deshalb die Strafe bolljtredt 
werden? Gewiß nicht! 

Es darf nur die Strafe eintreten, auf welche erkannt ift, keine andere. 


Die Bevölkerung der Zuchthäuſer beträgt jährlich) 20,000 Köpfe, an Koſten 


bleiben pro Kopf ungebedt 161 Thlr., d. b. eine Summe von 37 Millionen, 
während % der Zuchthausler rückfällig wird. Eine Frage von fo ungeheurer 
Dimenſion ſollte man nicht ſo nebenher in einem Budgetbericht abmachen. 
Aber ich frage, was ſollen wir mit dem moabiter Zellengefängniß anfangen ? 
Nach neunjährigen Experimenten muß man doch endlich zu einem Reſultate 
gelangen. Das Syſtem der reinen Einzelbaft gehört zu den überwundenen 

landpunkten der Gefängnißwiſſenſchaft, lein Menſch denkt mehr daran. Es 
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Schule, Kirche und a pazierhöfen getrennt werden. Die gänzliche 
Abſchließung ſchädigt nur den Sträfling und erſchwert feinen Wiedereintritt 
in die Geſellſchaft. Trotzdem glaube ich nicht, daß wir das Jſolirſyſtem in 
Moabit loswerden. Das dortige Gefängniß iſt eine Privatklinik des Doctor 
Wichern, und ſo lange dieſer Mann die Gefängniß⸗Angelegenheiten im Mi⸗ 
niſterium des Innern verwaltet, werden wir nie das iriſche Syſtem herüder⸗ 
bekommen, ſo ſehr ich es wünſche. Ich kenne es leider nicht aus eigener 
Anſchauung, da ich die Mittel nicht habe, es kennen zu lernen, aber die 
Staats⸗Regierung hat die Mittel und ſollte ſie anwenden, es zu ſtudiren. 
Den einzigen Mann, von dem ſie darüber Kunde bekommen kann, will ſie 
nicht hören, den Prof. v. Holtzendorf — er gehört zur Fortſchrittspartei. 

Abg. Commiſſar Gerhard: Wenn der Herr Vorredner das Syſtem der 
Einzelhaft als einen überwundenen Standpunkt hingeſtellt hat, ſo erinnere 
ich ihn nur an die Thatſache, daß in den letzten Jahren von mehr als 3 oder 
4 deutſchen Staaten, z. B. in Baiern, Hannover, Frankfurt und Bremen 
Einzelhaft⸗Gefängniſſe neu gebaut worden ſind oder noch gebaut werden 
Was das iriſche Syſtem betrifft, fo hat es fo viel Gegner als Anhänger; 
jene behaupten, daß die von Irland fo gerühmten günſtigen Reſultate größ⸗ 
tentheils auf Täuſchung beruhen, und die Regierung wird daher autthun, 
ehe Ne ſelbſt damit vorgeht, erſt die weiteren Ergebniſſe dieſes Syſtems ab⸗ 
zuwarten. 

Abg. John: In England bat man das iriſche Syſtem fo lange ber 
ban bis man ſich durch Unterſuchungen, die das Parlament anſtellen ließ, 
von ſeiner Vorzüglichkeit überzeugte und es einführte. 

Der Commiſſions⸗Antrag wird darauf mit großer Majorität ange⸗ 
nommen. Antrag IX. desgleichen ohne Debatte. 

Präfident Grabow: Wir kommen nunmehr zum Schluſſe des Berichtes, 
an den ſich kein Antrag knüpft. Dieſer Schluß lautet (der Präſident verlief 
ibn): „Bei Berathung des Etats kam endlich noch zur Sprache, daß die 
„Regierungs⸗Amtsblätter“ ſeit längerer Zeit im amtlichen Theile politiſche 
Leitartikel enthielten, und daß insbeſondere in Nr. 14 d J. des „Regierungs⸗ 
Amtsblattes“ Regierungs⸗Bezirk Arnsberg, Breslau, Königsberg, Potsdam ꝛc. 
ein Artikel, überichrieben „das Abgeordneienhaus und das Wohl des Landes“ 
enthalten iſt, welcher vom Geſammtvorſtande des Abgeordnetenhauſes der 
Budget⸗Commiſſion zur weiteren Veranlaſſung bei Berathung des Etats für 
das Miniſterium des Innern über wieſen iſt. 

Der in der Anlage zu dieſem Bericht abgedruckte Artikel iſt, wie der bei 
der Berathung auweſende Regierungs⸗Commiſſar erklärſe, im Miniſterium 
des Innern amtlich redigirt, und demnäckſt den Redactionen der Amts: 
blätter mit der Weiſung zugefertigt, denſelben in den amtlichen Theil auf⸗ 
zunehmen. Die Regierung ſei befugt, die Amtsblätter zur Belehrung zu 
benutzen, und beſondere Koſten erwachſen dem Staate aus der Inſertion 
dieſer Artikel nicht, da dieſelben als amtlich koſtenfrei aufgenommen werden 
müßten. — Die Commiſſion enthält ſich, in eine Special⸗Kritik des Artikels, 
der ſich den gewohnlichen Schmädartiteln der regierungsfreundlichen Preß⸗ 
organe ebenbürtig an die Seite ſtellt, einzugehen. Sie glaubt ihrer Pflicht 
genügt zu haben, wenn fie denſelben unverkürzt zur Kenntniß des Hauſes 
und des Landes bringt, als dauernden Belag, wie die Staatsregierung be⸗ 
müht ift, das Abgeordnetenhaus, einen Factor der Geſetzgebun, durch 
Schmäbungen in den Augen des Landes berabzuſetzen, als gewichtiges Be⸗ 
weisſtück dafür, daß alle Verſicherungen über die verſöhnlichen Beſtrebungen 
der Staatsregierung eitel und nichtig ſind, als glänzendes Zeugniß endlich 
für das Abgeordneten⸗Haus ſeibſt, das man mit Erfolg nur mit Verleum⸗ 
. anzugreifen vermag. £ 

Abg. Koſch beantragt, daß der Artikel im Haufe verleſen werde, damit 
er in alle Organe der Preſſe übergehe und das Land Kenntniß erhalte. Die 
öffentliche Meinung wird dann einen neuen Belag zu dem alten Worte er⸗ 
halten: „Wer Andern eine Grube gräbt, fällt ſelbſt bin in.) — Abg. von 
Hennig (gegen den Antrag): Wir kennen ja alle den Artikel. Es iſt wirk⸗ 
lich zu langweilig, nochmals den Inhalt mit anzubören, der ja doch an ſich 
ohne alle Bedeutung iſt. Wollen Sie ein Uebriges thun, jo laſſen Sie den 
Artikel im ſtenographiſchen Bericht beidrucken, aber ſchonen Sie unſere Zeit 
und erlaſſen Sie uns das Anhören der Vorleſung. — Abg. Groß mann 
tritt dem Vorredner bei. Im hirſchberger Kceiſe war der Artikel ſogar durch 
das Kreisblatt verbreitet; er iſt bekannt genug, und es herrſcht über ihn 
nur eine Stimme. — Der Antrag des Abg. Koſſch wird abgelehnt. 

Von den Abg. Gneiſt und v. Hoverbeck im Verein mit 62 Abg wird 
folgende Reſolution beantragt: „Politiſche Partei⸗ und Streitſchriften 
ga nicht zu den Belehrungen und Öffentlichen — — u deren 

ufnahme neben Geſetzen und amtlichen Erlaſſen der Verwaltungs⸗Behbrden 
die Regierungs⸗Amtsblätter nach der Verordnung von 1811 $ 2 beſtimmt 
ſind. Die Benutzung derſelben zu dieſem Zweck enthält einen um ſo ſchwe⸗ 
teren Mißbrauch, wenn unter Entſtellung von Thatſachen ein Streit gegen 
die Verfaſſung der verfaſſungsmäßigen Organe der Geſetzgebung ſelbſt eröff: 
net wird. Daher iſt es dringend erforderlich, daß die Regierung den Miß⸗ 
brauch der Amtsblätter zur Verbreitung politiſcher Pamphlete einſtelle“ 

Abg. Reichenſperger (vom Platz): M. H.! Ich halte mich und das 
Haus nicht für befugt, ein Verdikt darüber abzugeben, ob ein Preßerzeugniß 
eine Verleumdung iſt oder nicht. (Große Unruhe links.) M. H.! Wenn Sie 
anfangen, mich zu unterbrechen, dann wird es vielleicht noch anders kommen. 
(Der Redner gebt auf die Tribüne.) Wenn in dem Artikel wirklich eine 
Verleumdung enthalten iſt, fo iſt es gewiß nicht zuläſſig, dieſ lde noch weiter 
zu verbreiten; das hieße ja das geſchehene Verbrechen erweitern und verdop⸗ 
peln. Die Verfolgung einer Verleumdung muß man den Gerichten über: 
laſſen. (Unruhe links.) Ibr Gemurmel, m. H., verräth nur Ibren Stand⸗ 
zen: man will die Gerichte nicht entſcheiden laſſen und waru ? Weil die 

zerufung auf die Gerichte — ich bedauere den Abg., der das geſagt hat, 
nicht ei feinem Platze zu ſehn — als ein überwundener Standpunkt bes 
zeichnet wird. 

Ich will nicht in die Details jener Sitzung vom 20. d. Mts. a e 
Sie (gur Linken) haben jx jenen Ausſpruch über die Gerichte mit Beifall 
aufgenommen; ich hätte erwartet, daß ih im Haufe ein Aufſchrei der Ent: 
rüſtung hatte erheben müſſen. (Lauter Widerſpruch links.) Ich weiß, Sie 
ſind anderer Anſicht, aber Sie werden mir doch nicht verdenken können, der 
ich durch den Staatsdienſt abgehalten war, jener Sitzung beizuwohnen, daß 
ich meine Meinung ausſpreche. Herr v. Kirchmann hat ſchon einmal eine 
ähnliche Aeußerung, wie der Abg. Tweſten, gethan, er ke aber wenigſtens 
angenommen, daß die Mitglieder des höbiten Gerichtshofes bona fide ge⸗ 
handelt haben. Jetzt aber wird der Servilismus, zu deutſch „Knechtſinn“, 
als die Richtſchnur der Gerichte bezeichnet! (Lebhafte Unruhe. Ruf: Zur 
Sache! Zur Sache!) Meine Herren! Ich habe Ihnen ja vorher bemerkt, 
wesbalb ich bei der Sache bin und weshalb ich Sie frage, warum Sie keinen 
gerichtlichen Strafantrag wollen? Ich erörtere eben, warum Sie kein Ver⸗ 
trauen zu den Gerichten haben. (Verſchiedene Rufe: Zur Sache! Fort⸗ 
fahren!) Ich werde kurz ſein und bin bald zu Ende. Ich berufe mich für 
das Recht, als Mitglied des Hauſes zu ſprechen, auf einen Titel, den Sie 
Alle nicht beſitzen, ich gehöre ſeit 18 Jahren der Landesvertretung an, ich 
kenne meine Pflicht und beläſtige Sie wahrlich wenig genug. 

Um auf die Ausführungen des Abg. Tweſten zurückulommen, will ich 
nur an einen Punkt erinnern, betreffend die Verantwortlichkeit der Redacteure 
für den Inhalt der Preßerzeugniſſe und daß es ſich darum handelte, daß 
dem betreffenden Redacteur die Verantwortlichkeit für den ihm unbekannten 
Theil des Blattes zugemuthet werden konnte. Nun, m. H., es it Thatſache, 
daß dieſer Standpunkt der Rechtsauffaſſung in der anderen Abtheilung des 
Strafſenats nicht getheilt wurde, und im Plenum ſich die Majoxität dafür 
erklärte. Ich füge in Bezug auf die Veranlaſſung, die mich hierher geführt 
hat, noch das Wort hinzu: Wenn es in Preußen dahin gekommen iſt, daß 
man alles Vertrauen auf die Gerichte in genera in Frage ſtellt, welches Wer: 
trauen kann man zur Bewahrung der Verfaſſung baben, deren Schutz in 
letzter Inſtanz in die Hand der Gerichte gelegt iſt, welches Vertrauen ver⸗ 
dient dann Art, 86 der Verfaſſung der von der Unabhängigkeit der Gerichte 
ſpricht. Wenn die Gerichte das Vertrauen nicht verdienen, dann iſt die 
ganze Verfaſſungs⸗Urkunde Heuchelei und Täuſchung. (Sehr wahr! Sehr 
richtig!) Wollen Sie das zugeben, nun dann fürwahr, iſt die Verfaſſung 
nicht die Vertheidigung werth, welche ihr von Ihnen und gewiß von mir 
durch alle die Jahre zu Theil geworden iſt. In seinen Augen liegt der 


Bruch nicht vor, ſondern hinter uns, ich kenne keinen größeren Bruch, als] haup 


wenn das Vertrauen zu den Gerichten dahin iſt, und kann aus Allem, was 
ich Ihnen ſagte, nur die eine Schlußfolgerung ziehen, die Majorität möchte 
den Wunſch ausſprechen, daß, wenn eine Verleumdung in dem Artikel vor⸗ 
handen iſt, die gerichtliche Verfolgung derſelben beantragt werden möchte. 
Abg. Rich ter: Ich theile die Entrüſtung nicht, welche der qu. Artikel 


bei Vielen hervorgebracht, ich mochte ihn den Ferien⸗Artikel nennen, er erſchien ]! 


gerade, als wir zum Oſterfeſte nach Haufe gingen; er war unſer Reiſebe⸗ 
gleiter und forderte die Leute in der Provinz auf, fie möchten nachſeben, ob 
wir denn in der That ſo faul geweſen wären. Gegen Tadel mußten wir 
doch auch ſchon abgehärtet ſein, ob wir kurze, ob wir lange Zeit arbeiten, 
getadelt werden wir immer. Mich bewegen die zuſammenhängenden Artikel 
des Amtsblattes, das Wort zu nehmen, in denen die Staats- und Kirchen⸗ 
beamten geſchmäht werden, die dem Hauſe angehören und wirken, wie mir 
meine Familie mittheilt, auch ich mitgenommen werde. Ich dokumentire 
nichts, als daß wir in 18 Amtsblättern von der Kritik verfolgt werden, 


e 


doch brei be onders Aufme 


. 


a erkſamkeit verdienen. Der Minifter des 
ſagt, die . ſei Aut er die Amtsblätter zur Belehrung 
ich muß geftelen, dieſe Art der Belehrung ift eigenthamlich und 
in manchen Stücken recht bedenklich. Der Herr Miniſter des Innern e 
auf einmal als feine Aufgabe bezeichnet, dahin zu wirken, daß Anſtand in 
der Preſſe herrſche, dieſe Vorausſezung trifft in dem Ideal der jetzigen ofſi⸗ 
ziellen Preſſe wenig zu. In dem 9. Stücke des Amtsblattes ſteht ein Artikel 
mit der Ueberſchrift „Verfaſſungstreue“, ich meine, wenn über Etwas, wie Vers 
faſſungstreue, noch discutirt werden muß, und noch dazu in einem amtlichen 
Blatte, dann muß Etwas faul ſein (ſehr wahr). Der Artikel entwickelt, daß König 
Friedrich Wilhelm IV. den Eid auf die Verfaſſung in der Hoffnung geleiſtet hat, 
daß es ihm möglich wäre, mit derſelben zu regieren, und daß die Verfaſſungstreue 
darin beſtände, dies dem Könige moglich zu machen. Das iſt eine ſehr bedenkliche 
Theorie, darin liegt das Beſtreben, das Mittel ausfindig zu machen, wodurch 
man meint, dem Könige das Halten der Verfaſſung zu ermöglichen. — Der 
Redner citirt verſchiedene amtliche Artikel und fragt den Miniſter, ob die Re⸗ 
gierung die Verfaſſung beobachtet, die Abſetzungen im Etat reſpectirt habe. 
Solche Verdrehungen ſeien aller Wahrheit und Gottesfurcht zuwider und 
(Sapa) e das Haus nicht ſo gleichgiltig, als gewiſſe Blätter behaupten. 

eifall, 
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Abg. Becker (gegen die Reſolution): Dieſe Amtsblatt⸗Publiciſtit wird 
nach einem früheren Ausſpruche des Miniſterpräſidenten zu tragiſch Er 
men. Auf mich hat dieſes Amtsblatt ſeit Januar d. J. nur komiſch⸗erhei⸗ 
ternd gewirkt. Es iſt darin etwas ganz Neues, dem Miniſterium ganz Eigen⸗ 
thümliches ausgeführt, eine Publieiſtik und Sprechweiſe, in der ſich die Re⸗ 
gierung perſönlich an den Leſer wendet und feine unmittelbare Kritik über 
den Inhalt und den Sprechenden ſelbſt herausfordert. (Sehr richtig!) Die 
Folgen einer fo gefährlichen Provokation werden höchſt wahrſcheinlich noch 
über dies Miniſterium kommen. M. 5.1 Auch wir haben, als unſere Partei 
ſich bildete, in der Preſſe den Mund gar arg vollgenommen und in den Jah⸗ 
ren 1862 und 1863 war ich bedenklich, wie das Land unſer Programm an 
unſeren Erfolgen abmeſſen werde. Die Regierung hat damals das Volk zu 
ſolcher Kritik nicht kommen laſſen, und zwar durch den ingeniöfen Einfall, 
die Loyalitäts⸗Deputationen in Scene zu ſetzen, durch welche die Augen des 
Volkes ſo gar vortrefflich abgezogen wurden. Es bat mich gewundert, daß 
ber Abg. für Naugardt an dieſe Deputationen erinnert hat (im der Debatte 
über die Land⸗Gendarmerie). Denn, nehmen Sie es mir nicht übel, ich führe 
die Eceigniſſe in Stettin und Köln auf dieſelbe Grundlage zurück, auf er 
jene Scenen beruhen. (Sehr wahr.) Laſſen Sie die Perſon des Königs 
dabei aus dem Spiel, ſo iſt die Geſchichte an ſich nichts, als ein großer 
politiſcher Cancan, den die Ultramontanen am Rhein und die von Oſtpreu⸗ 
ßen her importirten neupreußiſchen Conſervativen miteinander getanzt haben. 
(Sehr wahr! Große Heiterkeit.) 

Herr v. Blanckenburg hat dabei den Ausdruck gebraucht, es hätten ſich 
gewiſſe Leute dabei ins Mauſeloch verkrochen. Herr v. Kleiſt⸗Retzow z. B., 
der die 500 Thlr. zum Denkmal des Königs als Oberpräſident gezeichnet hatte 
und als Privatmann zu zablen ſich weigerte, der hat ſich recht ſehr politiſch 
und moraliſch ins Mauſeloch verkrochen (Große Heiterkeit.) Ich hörte einen 
Mann, der ſonſt zu jagen pflegte: „er lügt wie eine Zeitung“, zu. Oſtern ſa⸗ 
gen: „er lägt wie das Amtsblatt”. Das iſt der Anfang der Wirkungen dies 
ſer Amtsblatt⸗Publiciſtit, welche den Glauben an die Autorität der Regierung 
ſoſtematiſch untergräbt und vollkommen in das jetzige Syſtem hineingehört. 
Streichen Sie die Amtsblatt⸗Auſſätze heraus, jo fehlt etwas, und das wäre 
doch bedauerlich. (Heiterkeit.) 

Abg. Laß witz für, Abg. Möller gegen die Reſolution. Der letztere Ab⸗ 
geordnete bemerkt: Der Herr Miniſter läßt nicht nur gründlich, ſondern auch 
„ſauber“ arbeiten. Eine Probe dieſer ſauberen Arbeit liegt jetzt dem Haufe 
vor. (öbeiterkeit.) Wenn wir darauf verzichten, den § 102 des Str GW. 
gegen die Schmähungen und Verleumdungen der Amtsblätter anzuwenden, 
ſo hat Herr Reichenſperger, indem er ſich auf die Tweſtenſche Rede bezog, die 
Frage ſelbſt beantwortet. Ich bin gegen die Reſolution, weil ich ein fo 
ſchwächliches Mittel gegenüber der Schwere des Mißbrauches nicht für ange⸗ 
meſſen halte. 

Miniſter des Innern, Graf zu Eulenburg: Ich habe bisher nur 
Aeußerungen über den Inhalt einzelner Artikel gehört, nichts aber zur Be⸗ 
gründung des vorliegenden Antrags. M. H! 900 glaube, daß die amtlichen 
Artikel es vermeiden follen, ſich den Anſchein zu gehen, in einer Weiſe auf⸗ 
utreten, welche zu einem ſtaats gerichtlichen Einſchreiten Anlaß geben müßte 
Ar bin mit Ihnen der Meinung, daß, wenn die Regierung einen Artikel 
in das Amtsblatt dau das Geſetz der Sitte hier mehr e 9 ‚aß 
die Furcht vor moglicher Anwendung des Strafgeſetzes. 18 7 5 
ſem Geſichtspunkte aus bin ich von vornherein ausgegangen, und w le 
Artikel bin und wieder in ſolchen Ton verfallen find, fo habe ich für fernere 
Verhütung dieſes Mißſtandes Sorge getragen und Remedur eintreten lafſen, 
fo daß ich hoffe, dieſer Uebelſtand wird ſich mit der Zeit beſeitigen laſſen, 
daß der amtliche Charakter der Artikel zu derartigen Ausſchreitungen gemiß⸗ 
braucht wird. Der Antrag ſelbſt aber auf die Reſolution gebt, job el ich 
ihn verſtanden habe, dahin, daß die Regierung nicht befugt ſei, die amtlich 
darüber beſtehende Verordnung zu dergleichen Erklätungen zu verwenden. 
Dagegen muß ich proteftiren. Wenn in der Verordnung von 1811 geſagt 
ift, daß die Amtsblätter enthalten follen unter Nr. 3 ganz allgemein die Bes 
lehrung über öffentliche Angelegenbeiten, ſo müſſen wir uns dieſen Begriff 
klar machen. M. H.! Oeffentliche Angelegenheiten waren im Jahre 1811 biels 
leicht ganz etwas Anderes, als heut zu Tage, und wenn es eine Zeit für 
Preußen gab, wo Rechnen, Schreiben und Geographie vielleicht zum One 
fand der Belehrung in den Schulen, oder öffentlichen Blättern für auge⸗ 
meſſen erachtel wurden, find wir ſetzt in einen Staat eingerügt, in welchem 
die ganze Bevölkerung eine bedeutendere Bildung hat und lebhaften Antheil 
nimmt an Dem, was hier im Centrum des Staates vor ſich geht. A* 

Ich glaube nicht, daß es aus tem Gefihtspunfte ver Volksauftlärtitg 
mir gelingen⸗wird, nachzuweiſen, daß die Regierung die Pflicht nicht hätte, 
belehrend einzuwirken. Sie wollen, wenn Sie don der Tribüne ſprechen, doch 
nicht blos die Mitglieder dieſes Hauſes belehren, ſondern Sie jollen auch das 
Volk belehren: Die Regierung, welche Ihnen bier entgegentritt, iſt ebenſo 
verpflichtet, wie derechtiat, auch außerhalb der Räume dieſes Hauſes Irrleß⸗ 
ren entgegenzutreten. Dielen gegenüber it die Belehrung diel nöthiger als 
der Unwiffenheit gegenüber, und für Irrlehren halten wir dasjenige, was Sie 
hier predigen und auf Grund deſſen Sie Ihre Beſchküſſe fallen. (Uniube)) 
Es fteht nichts in den amtlichen Aetitelt des Amtsblatis, was ſich hier nicht 
ausdrücken ließ, nichts, was nicht jeder Miniſter Ihnen ins Geſicht ſagen 
könnte und bundertmal gejagt bat. Warum dies den Charalte der Ver⸗ 
leumdung baben ſoll, verma ich nicht einzuſehen. Eine Kritit uber Sitte 
von dieſer Seite des Hauſes (zur Linken) zu bekommen, iſt mir überraſchend 

eweſen. Ich will Sie jetzt nur fragen, was find denn öffentliche AR egen« 
beiten Das find heute die mannichfachſten Dinge, aber namentlich piejenigen, 
welche auf die Stellung der Staatsregierung zur Landesvertretung hin 85 
laufen. Wie viele hundert Male ift in dieſem Haufe ungerügt gelagt werben, 
die Minifter begeben in diefem oder nem Punkte einen Verfaſfüngsbruch. 
Sollen wir dieſe Aeußerung, die ungeſtraft durch das ganze Land geht, rühig 
paſſiren laſſen und nicht wünſchen, weniaſtens dem Lande nach uwe ſen, daß 
wir keinen Verfaſſungsbruch begehen. Wollen Sie uns das Recht beſchrän⸗ 
ken, unſern Standpunkt klar zu legen und den Leuten zu ſagen: jo denken 
wir und fo denten Die. Darauf deſchränten wir uns ediglich. 

Ich glaube, es wäre ein Selbſtmord, weun wir es nicht thäten, es wäre 
eine Vernachläſſigung der Pflichten gegen die Leute, die es nicht 1 5 
ſind, politiſche Gedanken und Erwägungen anzufellen, wenn wir NER t 
auf den Standpunkt verſetzten, die in Betracht kommenden Fragen elbſt zu 
erwägen. Leſen Sie die Blätter über das, was jetzt in Aachen und Höbı 
vorgegangen iſt, diejenigen Blätter, die ſchärfſten der Oppofittom, welche 
fagen: Gemachie oſſieizſe Kundgebungen, wenn es boch kommt, voraber⸗ 
gehender Rauſch, der nichts zu thun bat mit der Anhänglichkeit für eine Per⸗ 
ſon, für eine Institution. M. H.]. Man muß in Aachen und Köln geweſen 
fein, um zu mifjen, was es beißt, dieſe l pen d neigen und unyetrübten 
Lopalitätsbezeigungen, die Sr. Majeſtät dem Könige zu Theil geworden ſind. 
„.! Es fehlte Niemand (Widerſpruch), vielleicht Hr. Claſſen Kappelmann 
und die Deputirten, die die Städte dort vertraten. Aber bein gegenüber bes 
upten zu wollen, es ſei etwas Gemachtes, oder die Bevölkerung wiſſe zu 
unterſcheiden, wie Hr. Waldeck gejagt hat, zwiſchen Konig und Königihum, 
das verſtehe ich nicht. Sollte das Amtsblatt nicht den einfachen Hergang 
erzählen? Und, m. ., fol es ungeſtraft durch das Land gehen, wenn bes 
hauptet wird, daß 2 Miniſter hintereinander die Gerichte corrumpirten und 
daß wir einen derartig corrumpirten böciten Gerichtshof haden? Sollen 
wir nicht jagen, das ift taufend und taufendmal falſch. 

Oeffentliche Blätter jagen: ein ſolcher Vorwurf iſt in das Land ge⸗ 
ſchleudert, Niemand hat ihn widerlegt, wir erwarten den Gegenbeweis. Den 
Gegenbeweis, — es iſt ein horrender juriſtiſcher Unsinn, von den Gerichten 
zu verlangen, fie ſollen den Beweis führen, daß fie nicht corxumpitt Ind. 
M. H.! Wenn Sie mir durch ihre Reſolutionen das Recht abſprechen mol» 
len, tünftig in der Weife zu verfahren, jo weiß ich recht aut, daß früher die 
Herzen allein im Beſiß der Pieſſe des Landes waren, jezt aber, m. H., 

ich im Mitbeſiß der Preſſe (Große em la 125 


eiterfeit) und aus die N 
nicht heraustreiben. Und nun, m. H., Wenn Sie vie de lutionen a e 


— 


Be 


1 


1 5 O e ſt ch. 
„ Wien, 25. Mal. [Die Kaiſerreiſe und ihre Bedeu⸗ 
tung. — Ungariſche Utopien. — Die nichtmagyariſchen 


Stämme. — Der kroatiſche Landtag. — Erſter Sieg der 


N 


griffe zurückzuſchlagen und die Unabhängigkeit zu ſichern. Doch machte 
fi ſchon Widerſpruch geltend. Der Commandeur von Galveſton iſt A 
zurückgetreten, und General Magruder hat ſich nach Galveſton begeben, ; 
um die Beſatzung zu infpiziren. Ein Angriff ſeitens der Bundestrup⸗ A 
pen auf die Küſte von Texas wurde ſtündlich erwartet. 5 


N Kae 
DI 2 


4 * 9 bg. 
* Laie legen. Die Leute lächelten über die Publiciſtik der Amts 
Die Diskuſſton wird geſchloſſen. Der Antragsteller, Abg. Gneiſt, erhält 


das Wort: Da es für die amtlichen Blätter keinen Ankläger giebt, ſo ge⸗ Seudalpartei.] Es if letzt ausgemachte Sache, daß der Kaifer ſic r en die Booth'ſchen Mitſchuldigen. — 

winnt dieſe Preſſe den Schein der gerichtlich unanfechtbaren Bahren. Seit in der erſten Hälfte des Juni auf acht Tage zu den Wettrennen nach l 170 Mittäreommifflon AS 215 al 30 d 8 
länger als 10 Jahren haben auch wir jenes Syſtem aufgenommen, welches Peſih begeben, und daß vorher eine Deputation der ungariſchen Aka⸗ Beihelligt dem Mord lott Angeklagte leiten hal, ift am 8 
die Gerichtshöfe dem Namen nach deibehält, während die Urtheile durch kleine] demie hier eintreffen wird, um dem Monarchen für die Spende von etheiligung an dem Mordcomplo geklagten zu leite . 4 


8. d. zur erſten Sitzung zuſammengetreten. Die Verhandlungen wer⸗ 
den bei geſchloſſenen Thüren geführt, jedoch der Preſſe täglich amtlich 7 
mitgetheilt, ſoweit der Attorney⸗General die einſtweilige Veröffentlichung 
für angemeſſen erachtet. Die Angeklagten baben ſich ſelbſt ihre Ver⸗ 
theidiger auswhlen dürfen; Harrold, Abzerodt, Payne, Frau Surratt N] 
und mehrere Andere, welche bereits vorgeführt worden find, antworte 5 
ten auf die bezügliche Anfrage des Richters mit „nicht ſchuldig.“ — 

Der „Newyork Times“ zufolge iſt die Proclamation des Präfidenten, 2 
in welcher auf die Verhaftung Jefferſon Davis und anderer Conföde⸗ { 
rirter verſchiedentliche Belohnungen ausgeſetzt worden, auf Anlaß des 2 
Judge⸗Advocate⸗General erfolgt, welcher die Erklärung abgab, daß nach 
den vorliegenden Beweisſtücken Jefferſon Davis mit dem Urſprunge 
und der Ausführung des Booth'ſchen Complott s in Beziehung geſtan⸗ 2 
den habe, obwohl ſich eine directe perfönliche Betheiligung vermuthlich 

nicht nachweiſen laſſe; es werde ſich jedoch ergeben, daß die Verſchwö⸗ 

rung mit Davis Wiſſen und Zuſtimmung gebildet und weiter geführt 
worden ſei. Depeſchen aus Waſhington beſagen, die Bewelſe gegen 
Davis und die Conföderirten in Canada ſeien fo unanfechtbar, daß 6 
ausländiſche Regierungen eintretenden Falles ſich nicht weigern könnten, 
fie auszuliefern. — Inzwiſchen fol Davis am 4. in Waſhington 
(Georgia), am 5. in Powell Town (Powers) in der Grafſchaſt 
Hancock, unweit Milledgevilles, angekommen ſein. 


Sommiffionen peſprochen werden, die ſich unter Direction des Juſtizminiſters 
zu beſtimmten Zwecken zuſammenſetzen. Dies geht vom Obertribunal bis 
hinab zum Einzelrichter des Kreisgerichtes Es handelt ſich dabei nicht um 
Warde und Ebrenhaftigkeit des geſammten Perſonals, wobl aber um das 
Gefühl der Iſolirung und Abhängigkeit, in welche der Richter tritt, wo der 
Juſtizminiſter aus mehr als 4000 Richtern und Hilfsrichtern kleine Commiſ⸗ 
fionen von 3—4 Mitgliedern an den beſtimmten Punkten, auf die es an⸗ 
kommt, zu bilden hat, wo aus mehr als 150 Mitgliedern des Stadtgerichts 
3 ausgewählt werden, um das Gericht über die Preſſe im Mittelpunkte des 
Landes zu bilden. Unſer Antrag ſoll hindern, daß die Amtsblätter nicht 
Depoſitare politiſcher Streitigkeiten werden. f . 

Abg. Tweſten (perfönlih) berichtigt feine neuliche Mittheilung, betref: 
fend den Kreisrichter Michaelis, der nicht als Referent, aber als Mitglied 
des Collegiums und zwar als ein ſehr einflußreiches, an der Entſcheidung 
theilgenommen bat. Die Thatſache ſelbſt bleibt alſo beſtehen. Der Abgeord⸗ 
nete Reich enſperger wird mir wohl zugeben, daß es ſehr ſchwer iſt für Mo: 
tive einen juriſt. Beweis zu führen; ich habe aber nicht beweisliche Behauptungen 
aufgeſtellt, ſondern eine Reihe von Thatſachen vorgebracht, ſie unterſtützt mit 
den Urtheilen Anderer und daraus Schlüſſe gezogen; ſo die Schlußfolge, 
daß preuß. Tribunalgerichte aus politiſchen Gründen urtheilten. Eine Reihe 
von Thatſachen in ihrem Zuſammenhange thut dar, wie Gerichte von einem 
Grundſatze zum anderen übergegangen und fortgeſchritten find, ohne daß die 
Geſetze ſich geändert haben, fondern die polſtiſchen Zeitſtrömungen. Ich babe 
mich in der e 20. Mai berber Worte bedient, weil es ſchwer iſt, 
über ungemäßigte Mißbräuche gemäßigt zu ſprechen und weil ich fie fo be⸗ 
ſprechen wollte, daß es wirken möge (Lebhafter Beifall), Daß meine Worte 
an vielen Orten Zorn und Entrüſtung gegen mich hervorrufen würden, 


15,000 Fl. zu danken. Ob Deak ſich dieſer Geſandtſchaft anſchließen 
wird, iſt dagegen noch ungewiß; die, wenn auch noch ſo gewundene 
Annäherung ſeines Organs, des „Naplo“, an die Altconſervativen hat 
bereits ſo viel Anſtoß erregt, daß zum erſtenmale ſeit der großen De⸗ 
batte im 61er Landtage die Beſchlußpartei wieder eine ſelbſtſtändige, 
von der Adreßpartei getrennte Haltung annimmt. Von dem ſtarr⸗ 
magyariſchen Standpunkte aus, dem Oeſterreich vollkommen indifferent 
iſt, operirt jedenfalls Deak, nicht Tißa, der Führer der Beſchlußpartei 
im „Ilon“ richtig: den Ungarn muß Alles daran liegen, daß der 
Landtag nicht mehr Schmerling, ſondern die Altconſervativen am Ru⸗ 
der findet, mit denen er heute gerade ſo leichtes Spiel haben würde, 
wie vor vier Jahren. Aber wenn wir auch die Bedeutung der Attaque, 
welche die ungariſchen Magnaten jetzt auf der ganzen Linie ausführen, 
keineswegs unterfhägen wollen, haben dieſelben doch wieder Roſinen 
im Sacke, die unter den beſtehenden Verhältniſſen nun einmal nur ihrer 
Phantaſie, nicht ihrem ſtaatsmänniſchen Verſtande Ehre machen. Sie 
haben ban und arrière-ban rekrutirt. Der Sport hat ſchon in Wien Cavaliere 
Ungarns und Croatiens versammelt, deren Geſellſchaften den Charakter 
politiſcher Conventikel annehmen; in Peſth werden ſich dazu noch die 
Magnaten Siebenbürgens geſellen, um dem Kaiſer den Dank der land⸗ 
wirthſchaftlichen Vereine im Großfürſtenthume für verſchiedene Begün⸗ 
ſtigungen auszuſprechen. Und dennoch wird und muß dies Sturmlau⸗ 


— 
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die ſchleswig⸗ bo 
den. Preußen 


‚fein 


konnte ich vorausſehen und ſpäter aus officidſen Artikeln und anonymen 
Zuſchriften zur Genüge entnehmen. M. H.] Ich hoffe aber und bin der feſten 
Ueberzeugung, daß ſich im Lande Zorn und Entrüſtung nicht gegen die wen⸗ 
den wird, welche ſchlimme Dinge ausgeſprochen haben, ſondern gegen die, 
welche ſchlimmere Din e thun und verurſachen (Lebhafter Beifall). 

Abg. Jung (perſönlich): Als Bewobner der Stadt Köln und Freund 
eines ihrer ed lſten Mitbürger, des Herrn Claſſen⸗Kappelmann, erlauben Sie 
mir den Verunglimpfungen des Herrn Minifters entgegenzutreten. Denn es 
itt die ſchwerſte Beſchulrigung: die Metropole der Rheinprovinz ſollte im 
Kampf des Landes um ſein Recht untreu werden. — Der Herr Miniſter 
war in Köln, — wie es ‚aber Leute giebt, die in Rom waren und den Papſt 
nicht ſahen, ſo war er in Köln und hat Alles, nur das Volk nicht Aal 
Man kann allerdings mit offiziellen Mitteln 6 bis 800 Leute zuſammen trom⸗ 
meln und mit Bayonneten umgeben von dem eigentlichen Volke abſchließen, 
man kann den edelſten Kern beim Diner mit den edelſten Weinen des Rheins 
fo begeiftern, daß man ſelbſt die Stimmen des Landes zu hören glaubt. 
Man kann Lampen anzünden, Raketen 
Präſ. Grabow; Das iſt keine perſönliche Bemerkung. 

Abg. Jung: Ich würde als Bewohner der Stadt Köln die ſchweren 
den wülſe und Verunglimpfungen des Miniſters des Innern doch zurückwei⸗ 
en müſſen. (Unterbrechung.) 
fon iniſter des Innern: Ich habe die Stadt Köln nicht verunglimpft, 

eim im Gegentheil geſagt, daß die Feier dort eine brillante war. 

gen der Abſtimmung wird die Reſolution mit ſehr großer Majorität an⸗ 
keung den (dagegen nur die Conſervativen und einige Mitglieder des Cen⸗ 

500 3. B. Abg. Reichenſperger.) 

NEN andelsminiſter Graf Itzenplitz verlangt das Wort, um den „Handels: 


fen in der Hauptſache vergeblich blieben! Wollten wir auch annehmen, 
daß die Februarerfaffung fo leicht zu beſeitigen wäre, wie dieſe 
Herren ſich einbilden, was fie übrigens, ſchon aus Rückſicht auf 
den Finanzminiſter keineswegs iſt, ſo würde doch der Wind, der 
aus unſerem Reichsrath weht, den Ungarn wahrhaftig nicht ihr erſehntes 
Vollparlament nach Peſth bringen! Was aber die Hauptſache iſt: die letz⸗ 
ten vier Jahre haben die nationale Emancſpation der Kroaten, der 
Sachſen und Rumänen Siebenbürgens, theilweiſe auch der Serben in 
der Woywodina auf ſo feſte Bahnen geſtellt, daß es heute den Bürger: 
krieg prokllamiren hieße, wenn man dieſen Stämmen die eigenen Hof⸗ 
kanzleien und hoͤchſten Gerichtshöfe, den eigenen Landtag und Natio⸗ 
nalcongreß nehmen wollte, um ſie wieder der vormärzlichen Supre⸗ 
matie der Magyaren unterzuordnen und zur Beſchickung des peſther 
Landtages zu zwingen. Daher iſt in der Hauptſache der ganze alt⸗ 
confervatioe Lärm „viel Geſchrei und wenig Wolle.“ Der Kaiſer geht 
— darauf verlaſſen Sie ſich — ohne einen Miniſter hinunter, nicht 
um Deals Wort wahr zu machen, daß die apoſtoliſchen Könige immer 
das, durch die öſterreichiſchen Staatsmänner verſcherzte Vertrauen 
Ungarns zurückgewonnen haben; ſondern um ſeinem Beſuche jeden poli⸗ 
tiſchen Anſtrich zu nehmen. Allein im Detail werden die Magnaten 
immerhin dieſen oder jenen Vortheil erringen; und wie ſich die Sache 
weiterhin verwickeln mag, kann Niemand im Voraus beſtimmen. Da⸗ 


Matroſen zur Emigration nach Mexico zu werben. 
Herald“ bringt, ohne dafür einſtehen zu wollen, folgende nähere 
Angaben: 3 


1 
tätsgeſetze auszuweichen ſuchen. N j 
unter Autorität einer fpeciellen Einladung von Seiten des Präſidenten Juarez 1 
in Senora niedrrzulaſſen, fie werden mit Waffen berfeden werden. um ji 9 
vertheidigen zu können. Gemeine Emigranten werden 1000 Doll. und 100 8 


mehr. 


[Auswanderung nach Mexico.] In Newyork hat ſich eine 
mexicaniſche Auswanderungsgeſellſchaft gebildet, welche Agenturen im r 
ganzen Gebiete der Vereinigten Staaten eröffnet, um Soldaten und 
Der „Newyork 


„Die Directoren der Geſellſchaft werden einer Verletzung der Neutrali⸗ 
Die Auswanderer werden aufgefordert, ſich 


Acker Landes erhalteu, Hauptleute und Oberſten ihrem Range entſprechend | 
Ortega, der Hauptagent von Juarez, hat die nöthigen Fonds in | 
Händen und erfreut ſich der Unterſtützung und Sympathie vieler der her⸗ 
vorragenden reichen Bürger Newyorks.“ ö 
Das Gerücht ſagt, Ortega habe ſich mit der waſhingtoner Regie⸗ ' 
rung benommen, um die Erlaubniß zur Ausführung des Emigrations⸗ a 
planes zu erwirken. Der „Herald“ iſt der Anſicht, die Regierung werde 5 
kdine Hinderniſſe in den Weg legen, denn die Emigranten beabſichtig⸗ 2 
ten ſich in Sonora ruhig niederzulaſſen, und nur, wenn angegriffen, zu * 
den Waffen ihre Zuflucht zu nehmen. Auch glaube man, daß Maxi⸗ 
milian, wenn er von dem Auswanderungsplane höre, Mexico verlaſſen 
werde, und dann würden die Einwanderer ſich zu Juarez halten, um 
die clericale Partei nicht übermächtig werden zu laſſen. Die repu⸗ 


mit Belgien“ dem Hauſe vorzulegen. Die Vorlage geht an die : 
Common 9 5 von liegt uns ſchon jetzt ein ſehr beachtenswerthes Symptom bezüglich | 
Schluß Kun, ae Cine Montag 10 Uhr. (T. O.: Fortſetzung] des kroatiſchen Landtages vor, für den bekanntlich eine Conferenz unter ſchuldigt die demokratiſchen Blätter, welche ihn unterſtützen, des Stre⸗ 


der heutigen und zwei Petitionsberichte.) 


dem Vorſitze des Banus F. M. L. v. Sokcevic im Februar eine revi⸗ 


I 
9 
blicaniſche Preſſe tritt durchgehends gegen den Plan auf und bes 4 
\ 


bens, die Vereinigten Staaten in einen Krieg mit europäiſchen Mächten 


[Ein Wechſel Im General: Commando der „ dirte Wahlordnung ausarbeiten mußte. Dieſelbe beſchnitt jene Viril-] zu verwickeln, um eine Diverſion zu Gunſten der demokratiſchen Partei H 
thümer! if al der „Zeidl. Correſp.“ bevorſtehend. Herzog ſtimmen, kraft welcher die kroatich⸗flavoniſchen (meiſt zugleich un⸗ zu machen, welche dem Süden feine frühere einflußreiche Stellung in f 


[Die Volksvertretung der Herzogthümer.] Der telegr. 
a Artikel der „Zeidl. Correſp.“ lautet: Mit den Provinzial⸗ 
Y 17 Herzogthümer 1 ur über den Modus, nach welchem 
teinifch Wllaerteehung 10 bilden it, N 
bat keine Veranlaſſung gehabt, das Wahlgeſetz von 
1848 zu verwerfen; es hatte in Wien vorgeſchlagen, daß die beiden 
Beſitzer der Herzogthümer entweder für das Wahlgeſetz von 1848 oder 
für DOrganifirung directer allgemeiner Wahlen ſich entſcheiden möchten. 
Das wiener Cabinet gab dem Geſetz von 1848 den Vorrang und Preu⸗ 
zen wendet Nichts hiergegen ein, fo daß demnach den Provinzialſtän Sen 
der entſprechende Antrag beider Regierungen zugehen wird. Wer 
übrigens an der legalen Exiſtenz der Provinzialſtände beider Herzog: 
thümer zweifelt, dem empfehlen wir das Studium einer Rede, welche 
Herr v. Beuſt im März d. J. in der ſächſiſchen Kammer gehalten und 
in welcher er den Fortbeſtand der Provinzialſtände auch nach dem Un⸗ 
‚tergang der däniſchen Geſammtſtaats⸗Verfaſſung beweiſt. Die Vorla⸗ 
gen, welche der Volksvertretung zu ehen dürften, beziehen ſich auf das 
‚Sandenburgifche, oldenburgiſche, auguſtenburgiſche Erbrecht, auf die 
f Pr der Herzogthümer zu Preußen und auf die Eventualität einer 
euung. 
lder Staatsminister a. D. v. Flottwell] iſt geſtern Abend 
bier im 79, Lebensjahre geſtorben. Er war zuletzt Oberpräſſdent von 

Brandenburg, früher auch von Poſen und Weſtfalen, vor 1848 Fi⸗ 

nanzminiſter, 1858 Minifter des Innern. Vor etwa 3 Jahren hatte 

er ſeinen Abſchied genommen, nachdem er ſchon mehrere Jahre vorher 

50 jähriges Dienſtjubiläum gefeiert. 

Deut ſchland. 

1 Wiesbaden, 22. Mai. [Schilderung der Zuſtände.] Der 

N Bau der hier erſcheinenden „Mittelrhein. Ztg.“ bringt heute fol: 

gen, e Aeußerungen eines erbitterten Gefühls vor feine Leſer: 

e RE unſer Verbrechen, welches darin beſtand, daß wir die allen 
ven gemeinsame Fäbigkeit, zu haſſen und zu lieben, auch bei dem 
nes Philippi in Schwalbach öffentlich conſtatiren wollten, durch 

ele dn e Gefängnißſtrafe gebüßt haben, könnten wir nun wieder Got: 

alhmen und unſere Leſer mit uns Gott danken, daß wir wie: 

Hauple, waz un I ein neues Urtheil ſchwebt ſchon wieder über unſerem 

allein ein Burg jeden Tag wieder in das Gefängniß zurückführen kann. Nicht 

we 2 I 1 7 72575 2 17 — 8 

Ameiſter bat uns wegen nlicher nde vor 

Richterſtubl geladen, und eine Maſſe neuer Anlagen werden vorberei⸗ 
mmte Mauerloch“, hinter uns ein Heer von An: 
Stariſten der Muth, und ein Engel vom Him⸗ 
n W mem en 
N 1 ein, Leib un eele, * 
de Degen Dan jein dm e 80 mo die Anla- 
g Ehrenkränkungen und Majeſtäts⸗Beleidigun⸗ 

Ale aus der Erde ſchießen. Wenn ſeit Sötrmar 1864 in Nassau 


weniger als neunund zwanzig Perſonen wegen Majchtäts» 


Beleidi f ſuch 
leidigung in Unterſuchung geweſen find und in zehn Jahren 
Habe gf ſo muß das ſeinen Grund in eben Wir % en on 


Fungsfeeunf demoraliſtrende Lehre a get in Kurheſſen von der regie⸗ 
gien, gsadig das verpeſtete Unktaut der Denunciation hervortrieb, bin: 


er en “2 2 nl unfere Pflicht, die 


die durch die Beweistuh 


Maſſe Anzeigen wegen Dienſt⸗Eßrenkränkung, die oft fo kleinlich find, da 
jeder bernünfüge Menſch ae 98 115 das 55 Thatsachen, die 7 
einen trankpaften Zuſtand im Staatsorganismus hindeuten. Vorerſt ist 
krellich da wenig zu machen. Gin tüchtiger Vater hörl feinen Jungen, wenn 
er nach Haufe läuft und ſchreit: „ie habe mich geſchimpft'“, gat nicht 

, Oben, er macht noch kürzeren Prozeß und ſchlägt den Schreier hinter 


* 


gariſchen) Magnaten auf dem letzten agramer Landtage 


eine, der nationalen Regierung wieder zu verſchaffen hoffe. 


Der „Courrier 


magyarſche, ſtrenge in dem dualiſtiſchen Fahrwaſſer des peſther des Etats Unis“ fordert die Regierung auf, ihre Neutralitäts⸗Ver⸗ 


Landtages einherſegelnde Partei unter 


dem Grafen Erdödy von | pflihtungen zu erfüllen und organiſirte bewaffnete Emigration zu ver⸗ 
Die Magnaten ſetzten einen Proteſt auf und] bieten; und in einer Depeſche aus Waſhington heißt es, daß Präſtdent 1 


Sokcevic wies ſie derb zurecht: jetzt aber wird das Gonferenz-Glaborat | Fohnfon feſt bei der neutralen Haltung feines Vorgängers beharren 1 
zu den Aecten gelegt, die 61er Wahlordnung wahrſcheinlich unverändert | werde, in dieſem Streben unterſtützt durch Herrn Seward und andere J 


republieirt, der Ban auf Urlaub geſchickt und Feldmarſchall⸗ Lieutenant einflußreiche Berather. 


Aus dem Weſten berichtet man von großen 


Philippovic, der Commandirende in Semlin, mit der Leitung des näch⸗[Summen, die zur Anwerbung von 25,000 Emigranten gezeichnet wor⸗ 


ſten eroatiſchen Landtages betraut. Da dieſer General auf dem carlos |den find. 


Roſenkranz ſoll in Sonora über dieſelben das Cummando 0 


witzer Nationalcongreſſe ein großes Geſchick in Behandlung feiner ſerbi⸗ übernehmen. — Im Oktober v. J. hatte der republicaniſch⸗mexicaniſche 

[hen Landsleute bewieſen; und da die Magyaronen in Agram der Re⸗JGeſandte Romero dem General Grant einen Beſuch gemacht und vers 
gierung nicht nur nicht gefährlich, ſondern als Gegengewicht gegen ſüd⸗ſichert, daß derſelbe die eifrigſte Sympathie für die Befreiung Mexico's 
ſlaviſche Utopien unentbehrlich find, if gegen die Anordnung felbft nicht vom ausländiſchen Joche an den Tag gelegt habe. Eine gleiche Stim⸗ 

viel zu ſagen. Allein unter den obwaltenden Verhältniſſen erſcheint[ mung babe die ganze Potomac⸗Armee befeelt. 


ſie als die erfte Conceſſton an die ungariſchen Magnaten, und iſt auch 
nichts anderes. 


Newyork, 13. Mai. 


[Neueſtes.] General Dick Taylor l 
hat capitulirt. 2 


Kirby Smith dagegen hat einen Aufruf an feine 


Wien, 26. Mal. [Die Standgerichte in Ungarn.] Der] Soldaten erlaſſen, daß er den Kampf fortſetzen werde. — Der „Cour⸗ 
„B. B. 3.” wird telegraphirt: Eine kaiſerliche Ordre hebt ſämmt⸗ rier des Etats Unis“ wiederholt feine Verſicherung, daß Hr. Seward 


liche Militär⸗Standgerichte für Ungarn vom 1. Juni ab auf. 


Amerika. 
Newyork, 11. Mai. 


entſchloſſen ſei, die Neutralitätsgeſetze aufrecht zu halten und ſprichet 
von einer Abkühlung der Stimmung betreffs des mexicaniſchen Emi⸗ 
grationsplanes. Doch dauern die Anwerbungen fort. General Roſen⸗ 


[Proklamationen des Präſiden⸗ kranz ſtellt jede Verbindung oder Sympathie ſeinerſeits mit dem Plane 


ten.] In einem vom 10. d. datirten Proklamation erklärt Präſident in Abrede. — Die Liberalen in Mexico ſollen verſchiedene Erfolge er: 
Johnſon die Empörung der ſüdlichen Staaten für faktiſch veendigt, rungen haben und eine erhöhte Thätigkeit entwickeln. — Es beißt, eine 


und hiermit auch den Anſpruch der Conföderation auf die Rechte einer |ftehende Armee von 150,000 Mann werde nach Entlaſſung der 
kriegführenden Partei erloſchen. Wenn daher Nationen des Auslandes übrigen Soldaten auftecht erhalten werden: ein Corps regulärer Trup⸗ 
nach der allzemeinen Bekanntwerdung der Proklamation fortfahren pen, ein Corps Freiwilliger und zwei Corps Neger. N 


follten, ſüdſtaatlichen Caperſchiffen gaſtliche Aufnahme in ihre Häfen zu 
gewähren, ſo werde es die Pflicht der Bundesregierung ſein, den Schif⸗ 
fen jener Nationen die Häfen der Vereinigten Staaten zu verſchließen, 
und andere angemeſſen erſcheinende Schritte zur Wahrnehmung der 
nationalen Souveränetät zu thun. 


betraut den Gouverneur Pierpoint mit der Staatsexekutive, während 
ſie alle unter der Rebellenherrſchaft geſchehenen öffentlichen Acte und 


gefaßten Beſchlüſſe für nichtig erklärt. Der Kriegsminiſter hat Befehl] haben die Lohnerhöhung neuerlich erreicht, und es komme nun darauf an 
gegeben, alle Kriegsgefangenen, welche keinen höheren Rang als den] daß man fi mit den — 
eines Oberſten bekleidet. und vor dem Falle Richmonds ihre Bereit- ſelde Ziel gerichteten Absichten berftändige. 


willigkeit, den Eid der Treue zu leiſten erklärt haben, unverzüglich auf fo viel verlangen, als nöthig, und was billig fei. Wünſchenswerth erscheine, 


freien Fuß zu ſetzen; denſelben ſoll nach Abnahme des Eides unent⸗ 
geltliche Beförderung iu die Peimath geboten werden. — Ferner hat 
Herr Stanton die ſofortige Entlaſſung aller Freiwilligen der 
Cavallerie angeordnet, deren Dienſtzeit vor dem 1. Oktober d. J. ab⸗ 
läuft. General Halleck macht bekannt, daß ſolche innerhalb ſeines 
Departements, die nach dem 20. Mai ſich der Autorität der Bundes⸗ 
regierung noch widerſetzen, als Geächtete und Banditen zu behandeln 
fein würden. Den Einwohnern von Nordcarolina zeigt General Sho⸗ 
field an, daß die Truppen, die Ruhe aufrechthalten und das Volk 
beſchützen werden, bis die Civilregierung des Staates wiederhergeſtellt 
ſein werde. Sklaven ſeien von nun an frei, und die Armee werde 
ſie unter ihren Schutz nehmen. Den früheren Eigenthümern empfiehlt 
der General, die Neger als bezahlte freie Arbeiter in ihrem Dienſte 
zu behalten. — Die Unterhandlungen zwiſchen Canby und Dick Ta y⸗ 
lor find noch nicht geſchloſſen, doch zweifelt man nicht an deren er⸗ 
wünſchtem Ausgange (f. unten). 

In Texas] waren am 22. v. M. zu Houſton noch Reſolutionen 
zur Fortführung des Kampfes gefaßt worden; das Transzmiſſiſippi⸗De⸗ 


Eine andere Proklamation des des 1 elgartens fand heute Nachmittag eine ſehr zahlreich beſuchte Ver⸗ 
Präſidenten kündigt die Wiederaufrichtung der geſetzmäßigen Autorität 1 der biefigem edub macher 


und conſtitutionellen republikaniſchen Staatsform in Virginien an, und] Meiſter in und außer der zung eingeladen waren. 8 


Provinzial - Beitung. A. 
Breslau, 25. Mai. [Geſellen⸗Angelegenheit.] Im Saale 
efellen ſtatt, zu der auch die 


Hr. Klee eröffnete die Verhandlung, indem er darauf hinwies, wie die 
ſeit Jahren angeſtrebte 9 für das Schuhmachergewerbe un⸗ 
umgänglich und dringend — * ei. Andere beſſergeſtellte Gewerbe 


F 


eiſtern des Schubmachergewerbes über die auf dafs 


12 


Hr. Bautz, zum Tagespräſidenten ernannt, ſtimmte bei, man wolle nur 


2 
— 


14 


a 


daß alle Betheiligte ſich anihließen; doch könne Niemand gezwungen werden. 
Er N die Verſammlung möge vorſchlagen, wie viel pro Stuck mehr 
u verlangen ſei. 4 1 

g Hr. Linke meinte, die Erhöhung dürfte für ein paar Schuhe 2% Sgr., 
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ruinirt, denen man entgegenwirken müſſe. (Gorſitzender: Das e 
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lich verdienen, den wahren Verhältn 
geben, 90 
über 2 Thlr. beträgt. Davon 


berichtet, ſo müßten ſie an⸗ 


ſſe ſich ni 


die Nachtarbeit aber auf die längere Dauer nicht durchführbar iſt. 


Hr. Schneidergeſelle Schuhmacher, der als Gaſt das Wort erhält, 
ſpricht ſich dahin aus: Was Sie heut gethan, iſt etwas Lobenswerthes und 
Es iſt Zeit, daß die Handwerker ſelbſt daran denken, wie ſich 


2 Tüchtiges. 


ihre Lage verbeſſern laſſe. Vieles habe man ihnen verſprochen; es waren 


Actienbäckereien, Invalidenkaſſen u. ſ. w. vorgeſchlagen. Aber jo viel man 
auch über die Frage gedacht und geſchrieben, es wurde doch nicht geholfen. 
Selbſt müſſen daher die Handwerker an die Sache herangehen, und Abhilfe 
verſuchen, damit die Arbeiter nicht länger von Sorgen geplagt werden, wäh⸗ 
rend fie durch ihrer Hände Werk den Nationalreichthum ſchaffen. Redner er⸗ 
innert an die Be regung in ſeinem Fache, darauf hinweiſend, wie nothwendig 
es ſei, daß man nicht planlos, ſondern auf geſetzlichem Wege, ohne tumul⸗ 
5 N Man ernenne deshalb ein leitendes Comite, 

} welches die Bewegung in alle Werkſtätten trage. Das Fach der Schuhmacher 
ſei eben fo gedrückt, wie das der Schneider; was bei jenen die Urfache, 
wiſſe er nicht. So gehe es nicht weiter. Man gebe alſo dem Comite Voll⸗ 
macht, daß es einer ſpäteren Generalverſammlung die geeigneten Vorſchläge 


tuariſche Auftritte vorgehe. 


mache. (Bravo.) 


giſtrat habe. 


0 des Redners erklärte die Verſammlung 
engern Kreiſe 


Auf Antra 
etroffene Ib 


Riedel bemerkte, die Mitglieder des Comite's müßten intelligente, geſezes⸗ 


kundige Männer ſein. 


h 

j 

5 Gewählt wurden nun für das allgemeine Geſellen⸗Comite die Herren 
Klee, Altgeſelle Scholz und Bautz als Mitglieder, die Herren Riedel, 
h Froehlich und Giementz als Stellvertreter; ſodann für das era 
j roehli 7 
x Bautz, Heide, Guſt. Scholz, Schoeneich, Roger, Schmidt und 


die Lohnerhöhung berathen ſoll, die Herren Klee, Riedel, 


Zakrzewski. 
1 Mit der vorgeſchlagenen Lohnerhöhung von 20 Proz. erklärte man fi 
8 allgemein einverſtanden. a 
| Herr Stadali, Meifter, erinnert an die ähnliche Bewegung im Jahre 
1848, als er noch ſelbſt Geſelle war und ſich derſelben anſchloß. Er ftimmt 
dem vorliegenden Antrag bei und findet ihn vollſtändig gerechtfertigt. Wenn 


nur die Geſellen Hand in Hand mit den Meiſtern gehen, dann werden ſie 


ihr Ziel erreichen. Die bekannten Marktfchreiereien dürfen nicht berückſichtigt 
werden. Jeder vernünftige Meiſter werde mit den Forderungen der Geſellen 
einverſtanden fein. (Bravo.) 

Herr Ullmann bemerkt: Einigkeit macht ſtark. In Breslau gebe es 
an 2000 Schuhmachermeiſter und Gefellen, letztere müſſen wenigſtens 4 Thlr. pro 
Woche verdienen. Den Marktſchreiern, welche das Paar Stiefel mit 2 Thlr. 
e 7255 re follten die Geſellen von der Herberge abgeſchnitten werden. 
* ebh. Bravo. 

} Herr Klee entgegnet, das laſſe ſich geſetzlich nicht thun. Es liege übris 
gens an den Geſellen, wenn die Preiſe ſo gedrückt ſind. Ihnen rufe er alſo 
5 zu: Haltet zuſammen und arbeitet nicht für einen Spottlohn. 
* Herr Schuh macher bemerkte, die einzelnen Fragen follten hier nicht er⸗ 
5 Örtert werden. Gegen die Marktſchreierei laſſe ſich geſetzlich nicht ankämpfen, 
. wohl aber ein moraliſcher Einfluß dagegen üben. Die näheren Vorſchläge 
2 müſſen dem Comite überlaſſen bleiben. BE 
i Herr Klee ſchilderte die = der Geſellen, die unter den jetzigen Verhält⸗ 
niſſen von der Art iſt, daß viele mit ihren Familien darben müſſen. Der 
Geſelle ſoll arbeiten, um zu leben, nicht um zu hungern. Gleichmäßige 
Preiſe werde man nicht erlangen, ſo lange die Fahigkeiten verſchieden ſind. 
ER Aber Einigkeit thut Noth, fie vermag viel. Bei der Lohnerhöhung, wie fie 
7 hier vorgeſchlagen, wolle man ſtehen bleiben. (Bravo.) 
1 Nachdem noch einige Redner über innere Angelegenheiten geſprochen 
hatten, wurde die Verſammlung mit dem Wunſche geſchloſſen, die Betheilis 
N gung möge ſich ferner fo rege erhalten wie bisher. 


— 


Breslau, 26. Mai. [Schwurgericht,] Des ſchweren Diebstahls 
95 im wiederholten Rückfalle, beziehungsweiſe der Theilnabme daran iſt der 
? Victualienbändler Joſef Auguſt Korneck und der Arbeiter Gottlieb Adam 
Kynaſt, Beide aus Breslau, angeklagt. Der Thatbeſtand iſt nach der Ans 
klage folgender: 5 8 
g Eines Tages, Ende Oktober v. J., gegen Mittag, bemerkte der Heilige⸗ 
| geiſiſtraße Nr. 4 wohnhafte Färbermeiſter Kuhnert einen Mann, welcher 
einen großen und ſchweren Sack trug, in ſein Haus eintreten. Er bat den 
Kuhnert, dieſen Sack auf kurze Zeit in den Hausflur ſtellen zu dürfen. 
Kuhnert erlaubte dies, worauf ſich der Mann mit Zurücklaſſung des Sackes 
entfernte; in der Begleitung dieſes Mannes war noch ein anderer, in dem 
fpäter der Arbeiter Kynaſt ermittelt wurde; dieſer blieb als Wächter bei 
dem Sacke zurück. Bald kehrte der erſtere Mann mit einem Packträger 
zurück, und alle drei entfernten ſich hierauf unter Mitnahme des Gades aus 
dem Hausflur. 7 
Am anderen Tage wiederholte ſich daſſelbe Manöver; dem Kuhnert kam 
dies verdächtig vor, er machte Anzeige bei der Polizei, und es wurde der 
Mann, der ihn um die Erlaubniß gebeten, die Säcke einſtellen zu dürfen, 
und der ſich für den Eigenthümer der Säcke und ihres Inhalts ausgab, 
verhaftet. 

1 ftellte ſich heraus, daß die Säcke Getreide enthielten, und zwar aus 
dem hieſigen Proviantmagazin geſtohlenes. Dies en liegt auf 
) der Sand⸗ und Heiligengeiſtſtraße. Eine auf der letzteren Stra e wohnende 
Frau R. hatte in der Zeit von Weihnachten 1863 bis Oſtern 1864 die nach 
der Heiligengeiſtſtraße führende Thür des Magazins zweimal von einem Ars 
0 beiter öffnen, bald darauf einen Arbeiter mit einem Sacke beladen heraus⸗ 

treten und die Kirchſtraße entlang gehen ſehen. Der Mann, welcher die 
2 Thüre auſſchloß, war Korneck; denjenigen, welcher den Sack herausbrachte, hat 
die R. nicht gekannt, dagegen wahrgenommen, daß es in den beiden von ihr 
beobachteten Fallen nicht dieſelbe Perſon war. Hiernach ſchien es, als ob 
drei Perſonen bei dem Diebſtahl in dem Proviantmagazin Ihätig geweſen. 
8 Geſtoblen waren von dem zur Aufbewahrung der Reſervevorräthe gehörigen 
Boden circa 100 Ctr. Roggen und 50 bis (0 Ctr. Hafer. Das dem Korneck 
B bei feiner Verhaftung abgenommene Getreide ift don dem Proviantamts⸗ 
CTontroleur mit aller Beſtimmtheit als von dem gedachten Boden entwendet 
erklart worden. 4 F 8 
Die erſten in dieſer Sache angeſtellten Ermittelungen ließen den Diebſtahl 
als einen ſchwer en erſcheinen, und zwar ſchien es nicht zweifelhaft, daß 
die Thür zu dem gedachten Boden mittelſt Nachſchlüſſel geöſſnet worden. 
Denn der Vorarbeiter Hentſchel hat bekundet, daß die zu der Thür gehd⸗ 
5 tigen Schlüfjel nach Entdeckung des Diebſtahls an dem für fie beſtimuten 
2 Orte ordnungsmäig vorgefunden worden: es wird ferner von einer Zeugin 
bekundet, daß fie geſehen, daß der Schlüſſel, mit welchem die Thür 
von jenem Manne geöffnet worden, an einem langen Holze gehangen 
habe; bei den richtigen Schlüſſeln war dies nicht der Fall. Außer⸗ 
dem beſtärkten auch die Wahrnehmungen an dem Verſchluſſe der 
% Thür die Vermuthung, daß dieſelbe zulebt mit einem nicht zum Schloſſe 
paſſenden Schlaͤſſel eöfnet worden. — Korneck, der, abgeſehen davon, daß 
er über den Erwerb des Getreides die widerſprechendſten Angaben macht, 
don mehreren Perſonen geſezen worden ift, wie er noch vor Sonnenaufgang 
h oder Mittags 12 Uhr das Magazin aufſchloß, erklärt ſich für nichtſchuldig, 
cebenſo Kynaſt. Auch er ift von Kuhnert mit Beſtimmtheit als der Begleiter 
des Kornech wieder erkannt worden. In der heute dor den Geſchworenen an⸗ 


2 
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Ppermeiſter auf die Anfrage des Magiftrats, wie viel die Gefellen wöchent⸗ 


haͤltniſſen gemäß 

der Wochenlohn bei al Arbeitszeit durchſchnittlich nicht 
0 e t exiſtiren, zumal der Gefelle in 

der ungünſtigen oder arbeitsloſen Zeit weniger verdiene als der Tagearbeiter, 


Nachdem der Vorſitzende die Auſmerkſamkeit auf die in der Bildung bes 
7 geiffene allgemeine Geſellenvertretung hingelenkt, wurde deren Bedeutung von 
% Herrn Klee näher erörtert. Es handle ih nun um neue Organijation der Kran⸗ 
Bin. tens und Invaliden⸗Kaſſen, für welche man gerechte Anſprüche an den Mas: 
. die im 
ahl in das Central⸗Comite für ungiltig. Herr 


{ ehangen babe. | Freiw. Staats-Anl. 4% 102 G. 1883 1864 f. 
Dies war nun auch ſehr erklärlich und war die Thür niemals mit dem falſchen, Staate Anl. von 18896 |106 bz. ER = % 4% 80 101 6 
Enden ſtets mit dem richtigen Schlüfjel geöffnet worden, den Hentſchel den % tesa 8 b., | f 8 be. 
ngellagten gegeben. Ky naſt bezichtigte den H. dieſer Theilnahme am Dieb: dito 188404½% 104 ba. Amsterd.-Rottd. . 619/24 120 % 8. 
ſtahl und wurde dieſe Bezichtigung auch durch die — — einiger Zeugen dito 1855 4111102 da Berg.-Märkische. a Ro 
wahrſcheinlich gemacht, don denen namentlich die eine bekundete, daß einmal - dito 1881 K le: br. A — he B. 
. en binden danch er e Pee Ge⸗ dito Hr — bi dito St-Prior u hs 8 127 — 
reide auf einen Handwagen luden und er auf das Zurufen der Zeugin: er to s } 2. erlin- Hamburg 0 
möge herunter kommen, es werde Getteide geſtohlen, dies ruhig abgelehnt | Sera. Au munter eri Stein. 8% 2% f 133. be. ( b.) 
habe. — Unter dieſen Umſtänden war der Diebstahl kein ſchwerer. Von] Berliner Stadt. Obl . 44% 102% 6. öhm.-Westb. . 5 5 Is swb 
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gen treffen, um den empfangenen Befehlen eine ſofortige Ausführung] operschten A 44 C. Genfer Crödb. A] 1" | — 4 d 
zu ſichern. (Weitere Ausführung der früheren Depeſche.) i G. Fü — , e . u. b. 
Kopenhagen, 26. Mai. Der König iſt mit dem Kronprinzen ao P. % ler a Bee 11 
über Korför nach dem Belt abgereiſt, um das morgen eintreffende ruſ][ 4,0 8 * 8 ank- Vor. 8 61% 4 0. 
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est. südl. 83. 4 2 - — — . 
Geſchwader nach Petersburg gehen. Rhein. v. St. gar. J * Fdr.v.Elsenbbfd.] c 81% 8. 
Brüſſel, 26. Mai. Der zwiſchen Belgien und dem Zollvereine] Yrein Nene B. ar- Jh 100% B. Schles. ‚Fouerv...] — 8 rn 
abgeſchloſſene Handelsvertrag iſt heute der Repräſentantenkammer durch! Berlin, 26. Mai. Weizen ioco 45-60 Thl. nach Qualttät, feiner 
den Miniſter des Auswärtigen, Rogier, überreicht worden. bochbunter poln. 62 Tbl, ab Bahn bez. — Roggen loce Sl-Gapfd. 88% 


Aus Peking vom 15. April wird gemeldet, daß die zeitweilige 
Entfernung des Prinzen Kong von den Regierungsgeſchäften wege 


Taikun bereit erklärt, den allürten Mächten die bei der Eröffnung der 


Meerenge von Simonoſaki ſtipulirte Entſchädigungsſumme zu zahlen. Juni 25% Thl. bez., Juni⸗Juli 257 Thl. bez., Fügt 20 Tbl. nom, 

See 25% Thl. bez., Sept.⸗Ott. 24% Thl. bez. und Gld., OM-Nob, 

Meteorologiſche Beobachtungen. 24 Tbl. bez. und Old. — Erbſen, Kochwaare 52—57 Thl., e 

Der Barometerſtand bei o Grd Luft⸗ Wind⸗ Er be erg 9354 Fr er Jul Aug jr gg 3 
in del geen Feen | |Temves Isigtungum| Wetter, Br., Thl. Old, Seßt. Ott. 13, J14 ., Thlr. bez, Ott., ob. 14 

tur der Luft nach Reaumur. | rometer. | ratur. tärke, —4 Tbl. bez ERS Leinöl loco 127 5 5 un fe 47 

. anne, Sale, Base 1 TS Da Be 

27. Mai 6 U. Mrg.] 331,12 2, . iter. 4 f — k 
ee en = = -_— Aug. Sept. 14 — 4 Thl. bez. und Old, 13 Tbl. Br, Sept Ott. 153 


Breslau, 27. Mai. [Waſſerſtand.] O.⸗P. 14 F. 8 3. U.⸗P. 1 F. 2 3. 


Telegraphiſche Courſe und Borſen⸗Nachricht⸗n. 
Paris, 76. Mai, Nachm. 3 Uhr. Die Spekulanten waren ruhiger 
Die Zproz. eröffnete zu 67, 45, ftieg auf 67, 50, fiel alsdann auf 67, 35 u 
ſchloß in feſter Haltung zur Notiz. Conſols von Mittags 1 Uhr waren 89%) 
gemeldet. Schluß⸗Courſe: 3proz. Rente 67, 40. Italien. öproz. Rente 
6% 97. àproz. Spanier —. Iproz. Spanier —. Oeſterr. Staats⸗Eiſen⸗ 
eg 436, 25. Eredit⸗Mobilier⸗Aktien 780, —. Lomb. Eiſenbahn⸗ 
ien 515, —. 

Nach dem heutigen Bankausweiſe haben ſich vermehrt: der Baarvorrath 
um 20, die laufenden Rechnungen der Privaten um 5 Mill. Fr. Dagegen 
haben ſich vermindert: das Portefeuille um 174%, der Notenumlauf um 4%, 
das Guthaben des Schatzes um , Mill. Fr. Die Vorſchüſſe auf Werih⸗ 


lange 


93, 10. Lomb. Eiſenbabn 226. Neues Lotterie⸗Anl. —, 


Hamburg, 26. Mai, Nachm. 234 Uhr Nur in Amerikanern lebhaftes lern ſchwacher Umſaß. — Raps tuchen feft, 56 dis 57 Sat. vr 
Geſchäft, im Vehrigen bei unveränderten Courſen ſtill. Heißes Meer f Sgr. pr. Schff. Sur. Sg 
Schluß⸗Courſe: National⸗Anl. 69%, Oeſterr. Credit⸗Altien 84%. Oeſterr. Weißer Weizen, — 60—65—74 Erbſe⸗ * 6095 —70 
1860er Looſe —. Vereinsbank 106. Norddeutſche Bank 115%, Rheiniſche | Ai: > 0248 Diden.. nr es 58—60—61 
114%; Nordbahn 73. Finnl. Anl. 83%. proc. Ver. Staaten⸗Anl. pr. Gelber Welzen, alter... 60. 6449 Lupine n 45—60—75 
1862 65%. Disconte Bi 1 89, —. en % Tag 2 N 70- 20-92 

amburg, 26, Mai, etreidemarkt. eizen loco ſehr ruhig. ijen ... 50—53.— pr. Sad d 15 tutto. 
Mai⸗-Juni 5400 Pfd. netto 96 Bancothaler Br., 95 Gld. pr. Sept.⸗Okt. 103 Br, 8 er » 20 0 an —49 Sale e W —1 
102 Gld. Roggen loco ruhig. Mai⸗Juni 5100 Pfd. brutto 85 Br., 84 Gld., Gerste . 3234 —29 Winter Raps. — — — 
pr. Sept⸗ Ott. 72 Br. 71 Gl. Oel Mai 28, Okt. 287 —28 7. Kaſſee Hafer 28-3031 ier Naben . — . — 
5200 Sad Santos, ſchwimmend umgeſetzt. Zink ruhig. Kleeſgat ohne Frage, rothe ordinäre 16-19 Thlr., mittle 21—23 Thlt, 

Liverpool, 26. Mai, Rahm. 1 Uhr. ( aumwolle.] 8000 —10 000 feine 20 — 20 Thlr., bochfeine über Notiz bezablt, — weiße orbinäre 11 bis 
Ballen Umſatz. Wochenumſatz 109,000, zum Export verlauft 32,770, wirklich 12% Thlr. mittle 134 15% feine 16% —18% Thlr., bochfeine 
expoxtirt 16,509, Conſum 60,000, Vorrath 495,000 Ballen. Ameritaniſche 20 Tbir und darüber pe. Center * N * 

15%, fair Dpollerah 11%, midviing fair Ohollerah 10, middl. Bballerah 8, Thy mothee schwacher Umfab, 11—14 Thlr. pr, Centnet. 
Bengal 6%, Oomra 11, Scinde 6%. f 2 5 Kartoffeln pr. Sack & 150 P b. Netto 20—24 Sgr., Mete 1—1% Sor. 

A e, 1. 

en bei geringem Geſchäft zwei Schillinge niedriger. D nge y 14 h ’ 
mieriger 5 Hafer eimas biliger. ‚ Frübjahrögetreine underan⸗ 11 Ai Ser zus pr, 100 dann 1 50 4 Wehe Inc 13% 
dert. — We n. T 5 Pd 2 

Amſterdam, 26. Mai, Getreidemarkt n Na Beigen Mai 13% Thle, Herbſt 14% Thlr. „ae, 
Conſumgeſchaft. Roggen auf Termine 3 Fl. niedriger, Raps Oktober 774%. Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein. 

Räböl Herbst 4270. 1 i a AU Druck von Graß, Barth und Comp. (W. Friedrich) in Breslau - 


Fonds- und deld-Course. 


bez. und Gld., 39 


% Thl. bez., Okt.⸗Nov. 14% 
Weizen, feine Waare, beſſer u laſſen. 
erſehnter und ſtark anhaltender 


erklecklichen Courszück 


erbrochene 54 bis 58 ö 
bezahlt. — Roggen neuerdings billiger N pr. 84 Pfd 
feinfte Sorte 48 Sgr. zahlt. 

weiße 38 — 39 Sgr., 


Beſtechlichkeit und Verletzung der Ehrfurcht gegen den Kaiſer mit den und Br. % Tl. 
Verhältniſſen der auswärtigen Politik in keiner Verbindung ſtehe. N n 5 N 
Nach Berichten aus Bokuhama vom 13. April batte ſich der 17507 * 790 + 


Gef, 21 nr. 


15 %½, Thl. be 


ang zu glauben; dieſer 
nicht in dem Maße, als manche Bethei 
u erwarten, vielmehr war das Nachgeben von 7 Thl. zu An 
Io kurzer Dauer, daß Kaufluſtige zu dem gewichenen Preiſe nicht taſch 
ihre Befriedigung fanden, ſondern es eiwidelte ſich aus der 'anfän 
Baiſſe, beſonders in zweiter Börſenſtunde, eine fo rege Betheiligung am Ger 
ſchäft, daß ſich der Markt bei ſehr feſter Stimmung in gleicher und ſchließ⸗ 
lich ſogar beſſerer Poſition befindet, als vorgeſtern. 
welche beute einen größeren Umfang hatten, fanden fehl 
der Abzug, ſo wie der Begehr für hier ſeiende 

bleibt. 000 


und über Notiz be 
helle 34—35 Sgr., gelbe 33—24 
Aenderung, pr. 50 Pfd. 29— 31 Sgr. — Erbſen geſucht. — 
geboten, 596062 Sgr. — Oelſaaten ohne Umfag. — 
puoefübrt- — Schleſiſche Bohne 


Eisenbahn-Stamm-Aotlen. 


Thl. ab Kahn bez., ſchwimm. 1 Ladung 81—82pfd. mit % 2 
gen Juni⸗Juli getauſcht, pro Mai und Mai⸗Junl 334 —% 
Ri, 88 8 F 
Bi l Aa. a 


Es . 


— Ge 


L 


u in feiner Waare ſehr geſucht. — 


Aug.⸗S 


Hafer loco ſch bean — 
afer loco ſchwach behauptet. 
eröffnend, ſchließen feſter. Gek. 1200 Ctnr. 

Rüböl war bei lebloſem Handel durch vermehrte Offerten bei frätern 
Terminen ein wenig matt und billiger und erlangte auch 
Schluß keine größere Feſtigkeit. Das Geſchäft in Spiritus 
Stimmung mit niedrigeren Preiſen an, doch befeſtigte ſich im 
Marktes derſelbe wieder fo, daß man am Schluſſe % 
bewilligen gezwungen war. Gek. 50,000 Quart. 


# Breslau, 27. Mai, Wind: SübsMeit. 
Abend ſtarkes Gewitter. Thermometer 


Tcl, nend 


0 Nacdem geſtern Abend ein la 
ewitterregen feine Wirkung auf die h 
verkommene Pflanzenwelt ausgeübt, würde man berechtigt ſein, an einen 

ieee fi für Roggen⸗Termine 
igte ſanguiniſch 


Die Anmeldungen, 
echte Abnah da 
önlich ſchwach 
Termine flauer 


die Haltung zu 
fing bei 


gen Markte blieb matte Stimmung borherrſchend, demzufolge Preiſe ſich 
neuerdings ermäßigten. 
Weizen ohne Kaufluſt, vr. 84 Pfund weiße 
70 Sgr., wenig erbrochene 56 — 60 5 
Sorte erwachſene 50 —52 Sgr., gelbe bruchfreie \ 
Sgr., erwachſene 46-49 Sgr., feinſte Sorte über Notiz 
4447 Sgr., 
rſte ruhig, pr. 74 Pin. 
Sgr. — Hafer ohne 
icken ans 
n wenig 


Wetter: ſchon, gefen 
Früh 14 Grad e SAL 
0 Waare 65 bis 
e 62—54 
Ser. erwadfene, mh Br, feinfte 


upine 


hl. Aufgeld ge⸗ 
—% Tyl. 
ent. 407 

4 8 
5 1 29 / 

EL, oh wifcher 25.— en 
27— Thl. ab Bahn bez., Lieferung pr. Mai und Mai⸗ 


genug, waren 
ang nur von 


c 


135 


erlaufe des 


Tbl. höhere Courſe zu 


Berliner Börse vom 26. Mai 1865. 


— — 
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